
geht, Machtstrukturen aufzubauen und
andere Mitspieler in die Insolvenz – in
unserem Fall in die Opposition – zu
treiben. Als Vorbild für das mit einem
Zylinder ausgestattete Monopoly-
Maskottchen, diente der aus Mann-
heim stammende deutsch-amerikani-
sche Bankier Otto Hermann Kahn.
Das hier abgebildete Maskottchen hat
allerdings wenig mit einem Bankier zu
tun, denn seine Hosentaschen sind
beide nach außen gedreht, was bedeu-
tet, die städtischen Kassen sind leer.

Herausforderungen sind gewaltig

Der städtische Haushalt steht in die-
sem Jahr vor noch nie gekannten Her-
ausforderungen, denn der Wirtschafts-
standort Neu-Isenburg ist aufgrund
seiner Wirtschaftspolitik nicht mehr in
der Lage die Gewerbesteuer als
Haupteinnahmequelle der Stadt weiter
wie bisher sprudeln zu lassen. Der
Wegzug namhafter Unternehmen in
Nachbarstädte, hat zu großen finanzi-
ellen Einbußen geführt, und in der
„Neuen Welt“ dem zukunftsweisenden
Gewerbegebiet der Stadt, siedeln sich
bisher keine neuen Unternehmen an.

Alte Zöpfe endlich abschneiden

Zu lange hat die Stadtregierung eine
Veränderung ihrer Wirtschaftspolitik
ignoriert und ihre Wirtschaftsförde-
rung als „unfehlbar“ angesehen. Doch
gerade diese ist in die Jahre gekom-
men und dringend reformbedürftig.
Was kann eine Koalition bewirken?

Bei den Gewerbesteuereinnahmen der
ortsansässigen Unternehmen im letz-
ten Jahr, berichtet die Stadt von rund
135,3 Mio. Euro. Das wäre ja eine Zu-
nahme von ca. 20 Mio. Euro, im
Vergleich zu 2024! Die Redaktion
vom Neu-Isenburger Extrablatt fragte
nach, beim Finanzdezernat der Stadt

und erfuhr, dass
die angegebene
Zahl von 135,3 
Mio. Euro, die 

Gesamteinnah-
men der Stadt 

für 2025 auswei-
sen. Die Gewerbe-

steuer in Höhe von 
ca. 88,7 Mio. ist Euro darin enthalten.
Nur ein Kommunikationsfehler oder
doch mehr? Die angegebene Zahl soll
belegen, dass Neu-Isenburg auch wei-
terhin ein wirtschaftsstarker Standort
ist, an dem sich Unternehmen wohl
fühlen und der sich positiv weiterent-
wickelt. Ist das die ganze Wahrheit?

Die Kommunalwahlen fanden bereits
vor über zwei Monaten statt und noch
immer steigt symbolisch gesprochen,
„schwarzer Rauch“ aus dem Saal der
Stadtverordnetenversammlung im Rat-
haus der Stadt. Doch jetzt scheint man
bei den Verhandlungen zur Koalitions-
bildung eine Lösung gefunden zu ha-
ben, sie wird zur nächsten Sitzung der
Stadtverordneten am27. Maierwartet.

Bereits am 06. Mai sollte turnusgemäß
die nächste Stadtverordnetenversamm-
lung stattfinden, doch diese wurde
kurzfristig von der Stadt abgesagt, da
es weiterhin keine Einigung bei den
Koalitionsgesprächen gab. Seit mehre-
ren Wochen wird nun bereits im Rat-
haus taktiert, aber allen ist klar; eine
Koalition aus CDU und SPD rückt
erstmals in greifbare Nähe.

Doch CDU und SPD erzielen nur 21
der notwendigen 23 Sitze, um die
Mehrheit im Stadtparlament haben zu
können. Also braucht es noch einen
dritten Koalitionspartner wie die Grü-
nen, der bisherige Koalitionspartner
der CDU, mit immerhin noch 7 Sitzen
im Stadtparlament. Aber auch mit ei-
genen Machtansprüchen. Das Ganze
nennt sich dann „Kenia-Koalition“, ist
gerade in Darmstadt geplatzt.

Die Arbeit des Stadtparlaments muss
nun dringend begonnen werden, denn
die Herausforderungen sind gewaltig.
Welche Reformen werden im zukünf-
tigen Koalitionsvertag stehen und wie
will die Stadt wieder zu Wirtschafts-
wachstum kommen? CDU und SPD
haben auch die Bürgermeisterwahl im
Visier, die 2027 stattfindet, wo man in
einer Koalition den großen Konflikt
befürchtet – beide Parteien stellen die
hauptamtlichen Magistratsmitglieder,
vielleicht wollen die Grünen auch
einen weiteren Hauptamtlichen?

Ihr Neu-Isenburger Extrablatt

Koalitionsvertrag:
Die 14 Themen im 
Originaltext zu lesen
CDU, SPD, DIE GRÜNEN S. 6 - 9
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Themenzeitung: Kommunalpolitik + Umwelt + Energie + Verkehr + Wirtschaft + Innenstadt + Bildung + Beruf + Demografischer Wandel + Gesundheit + Umwelt

Salus BKK: 
Der im letzten Jahr geschlossene
Kooperationsvertrag mit „BIG di-
rekt“ wird nicht umgesetzt: die
Gründe sind hier zu lesen: S. 11

Der Foto- und Videomann:        
Alexander Jungmann fotogra-
fiert seit Jahren für das Extra-

blatt. In dieser Ausgabe auf    
den Seiten: 2, 10, 11 und 12

Hugenottenrathaus: 
Im September vor 150 Jahren wur-
de das Alte Rathaus im Alten Ort ab-
gerissen. Im September wird es als
Fassade wieder aufgebaut S. 12

Neues von Westend:
Der Westend Verlag mit Sitz in
Neu-Isenburg stellt das neue
Buch „Kampfzonen“ einer Ärz-
tin vor, Feuilletonseite 12

Neu-Isenburg

Städtischer Haushalt   
2025/2026  

Weißer Rauch und 
„schwarz-rot-grün“

Wirtschaftskennzahlen 2025 
Standort weiterhin attraktiv?  

Jubiläum:
80 Jahre Stadt-
verordneten
DEMOKRATIE S. 3

Koalition:
Jetzt kommt ein 
Dreier-Bündnis!
KENIA-KOALITION S. 2 

Gastkommentar:
Fortsetzung
statt Aufbruch
FLORIAN OBST S. 10

W

Neu-Isenburg wieder nach vorne bringen:

Hat die zukünftige Koalition den Mut zu 
Reformen und für Wirtschaftswachstum?

arum werden Koalitions-
gespräche eigentlich unter

Ausschluss der Öffentlich-
keit geführt? Haben denn die Bürger
der Stadt, nachdem sie zur Kommu-
nalwahl von den Parteien so umwor-
ben wurden und ihre Stimmen abga-
ben, nicht auch das Recht zu erfahren,
wer mit wem jetzt verhandelt? Hier
zeigt uns die Kommunalpolitik wieder

Die finanzielle Situation der Stadt hat
sich dramatisch verschlechtert 2025
schloss die Stadt erstmalig ihren
Haushalt mit einem Minus von über
29 Mio. Euro ab, der nur durch Rück-
lagen ausgeglichen werden konnte.
Eine mehrmalige Anhebung des Ge-
werbesteuerhebesatzes war die Folge
sowie viele Diskussion
um den Haushalt, seine
Einsparpotenziale sowie
die Suche nach den
geeigneten Konsoli-
dierungsmaßnahmen.

Sogar der Hessische Rechnungshof
wurde schon bemüht und präsentierte
der Stadt umfangreiche Maßnahmen
zur Konsolidierung des Haushalts.
Trotz allem wurden 2025 nur noch ca.
88,7 Mio. Euro an Gewerbesteuer ein-
genommen, das waren ca. 20% weni-
ger, trotz der Anhebungen der Gewer-
besteuer in 2024 und 2025, sie ist die
wichtigste Einnahmequelle der Stadt.

der Dinge. Inzwischen liegt der Ent-
wurf des Koalitionsvertrags zwischen
CDU, SPD und den Grünen vor. Die
Mitglieder der einzelnen Parteien müs-
sen noch zustimmen bevor am 27.05.
„weißer Rauch“ zur Stadtverordneten-
versammlung aufsteigen wird. Die Il-
lustration des Neu-Isenburger Künst-
lers Torsten von Juterzenka lehnt sich
bewusstan Monopoly an wo es darum

Zumindest die Stadt Neu-Isenburg be-
urteilt die wirtschaftliche Entwicklung
positiv und verweist in ihrem Bericht
vom 06.05. über das Jahr 2025 nur auf
positive Kennzahlen. Fast 7.000 Be-
triebe gehören inzwischen zur Unter-
nehmenslandschaft, wovon rund 65%
Dienstleistungsbetriebe sind. Die Ge-
werbeabmeldungen
haben sich gegen-
über dem Vorjahr
zwar erhöht, es gab
aber auch einige An-
meldungen, die zwar
für 2025 angekündigt
wurden, aber noch nicht
alle 2026 vollzogen sind.

Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten hat mit 34.058
(30.06.2025) um 2,5 % leicht abge-
nommen. Neu-Isenburg bleibt aber ein
attraktiver Arbeitsplatz, 2025 pendel-
ten täglich 30.428 Menschen ein, wäh-
rend 13.490 Personen auspendelten.

ihre kalte Schulter und entscheidet
über die Köpfe ihrer Wähler hinweg.
Selbst die Ysenburger die in ihrem
Wahlkampf vom Dialog mit den
Bürgern gesprochen haben, lassen die-
sen zu den Verhandlungen vermissen.
Auch die lokale Presse von Neu-Isen-
burg schweigt! Das Neu-Isenburger
Extrablatt informiert aktuell zu den
Koalitionsgesprächen und den Stand

„Gleichwohl muss aufgrund des hohen
geplanten Defizits von über 29 Mio.
Euro weiterhin jede Ausgabe kritisch
auf den Prüfstand gestellt und gespart
werden – wo irgend es geht“, sagte
Stefan Schmitt.

„Wir freuen uns über die angekündig-
ten 9,19 Mio. Euro aus 
dem Sondervermögen 

des Bundes, wenngleich 
die Verteilungskriterien 
für die Stadt Neu-Isen-

burg einmal mehr ne-
gativ sind und wir 

somit zum Teil deutlich weniger Mit-
tel erhalten als umliegende Kommu-
nen mit ähnlicher Einwohnerzahl“,
betonte der Kämmerer. Er hat in seiner
Zeit als Kämmerer noch nie mit sol-
chen finanziellen Herausforderungen
zu kämpfen gehabt. Und die Kosten-
spirale dreht sich gerade weiter, städt-
ische Beamten erhalten 3% ab 01.07.
und zum 01.10.2027 nochmals 2,8%.
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CDU und SPD in einer Koalition…

Das hat es allerdings in Neu-Isenburg
noch nie gegeben! Bis 1978 war die
SPD die dominierende Partei, bis sie
dann von der CDU abgelöst wurde.
Jetzt also scheint die SPD als Partei
des Bürgermeisters, in einer neu zu
bildenden Koalition als Koalitionspart-
ner benötigt zu werden – haben wir
doch in der Bunderegierung in Hessen
sowie im Kreis Offenbach bereits
Bündnisse beider Volksparteien.
Doch für das Neu-Isenburger Stadtpar-
lament reicht das für die Mehrheit von
23 Sitzen noch nicht aus – da fehlen
noch zwei Sitze.

…zusammen mit den Grünen!

So könnte es nach dem jetzigen Stand
der Koalitionsverhandlungen aussehen
und sie würde dann „Kenia-Koalition“
genannt werden, da die Farben der
Parteien der kenianischen Flagge ent-
sprechen. Bekannt in der Stadt Neu-
Isenburg ist eine harmonische Nähe
die zwischen CDU und den Grünen.
War doch ein führendes Fraktionsmit-
glied vormals auch bereits in der CDU
mit führend tätig, ist dann allerdings
im April 2020 zu den Grünen ge-
wechselt und wurde 2022 auch als
dritter hauptamtlicher Stadtrat aufge-
stellt. Ein Bürgerentscheid damals von
der SPD initiiert, verhinderte aller-
dings diese damals im Stadtparlament
beschlossene Personalmaßnahme.

Bisher führten Grüne Sondierungs-
gespräche mit den verschiedenen Par-
teien, mit denen eine Zusammenarbeit
grundsätzlich vorstellbar ist. Es ging
darum auszuloten, ob es gemeinsame
inhaltliche Grundlagen für eine mög-
liche Koalition gibt. Der Verlauf die-
ser Gespräche brachte im nächsten
Schritt konkrete Koalitionsverhand-
lungen. Jetzt war man ganz offen-
sichtlich zur Koalitionsbildung bereit:
der Koalitionsvertrag liegt vor.

Edgar Fischer Bettina Blüchardt

Jörg Fitzthum

Anna Zander Noel Weber

Stefany Dücker Oliver Gröll

tragssatzung wird verzichtet. Priorität
erhält die Zukunftsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandorts Neu-Isenburg, der im
Mittelpunkt des Handels stehen soll
und die Grundlage für Investitionenso

im Stadtparlament ist die Wähler-
gruppe YSENBURGER mit 5 Sitzen.
Gegründet von den früheren CDU-
Fraktionsmitgliedern Kati Conrad und
Oliver Hatzfeld, hat sich die Wähler-
gruppe in den letzten Monaten, auch
Dank ihrer Mitglieder wie z. B. Philip
Kümmerle, einen Namen in der an-
sonsten eher „unbekannten“ politi-
schen Landschaftmachen können.

Ein Wettbewerbsvorteil – denn Kom-
munalwahlen sind auch Personen-
wahlen. Die neue Gruppe konnte sich
auch vorstellen, in eine Koalition
einzutreten: „Was wir aber nicht wol-
len, ist, als unwichtiger Partner am
Tisch zu sitzen“, sagt Kati Conrad.
Nachdem der Wahlerfolg mit 12,05%
etwas abgeklungen ist, stellt man sich
jetzt natürlich die Frage: kommen die
„Neuen“ nun auch zum mitregieren?
Das wünschen sichdoch ihre Wähler.

Christine Wagner

Carlos Gómez Joachim Großpersky

Yvonne Lammersdorf Michael Adam

Caroline Zirkel

wurden, wenig aber davon umgesetzt.
Im Entwurf des jetzigen Koalitions-
vertag ist wenig konkretes zu finden,
nur die deutliche Anmerkung, dass
aufgrund der bekannten, schwierigen

Sondierungsgespräche

Vor den Koalitionsverhandlungen gibt
es zunächst einmal sogenannte Son-
dierungsgespräche. Hier loten poten-
zielle Koalitionspartner aus, ob bei
zum Teil gegensätzlichen Positionen
und strittigen Themen, weiterführende
Verhandlungen überhaupt sinnvoll er-
scheinen. Im oben genannten Fall der
neuen Wählergruppe mit gleich 5 Sitz-
en – ist das emotional kaum vorstell-
bar, da die Vorgeschichte nicht passt.

Gegründet von zwei ehemaligen
CDU-Fraktionsmitgliedern, sind Son-
dierungsgespräche mit der CDU als
immer noch stärkste Fraktion, bisher
nicht bekannt. War also alles aus der
Sicht der „Neuen“ alles umsonst? Die
CDU ist mit der SPD als auch wieder
mit den Grünen bereits in konkreten
Koalitionsverhandlungen.

Thorsten Klees Susanne Schmidt

Dominik Jurkovic Pierre Fontaine

Markus Munari Ayse Tschischka

Thorsten Möller                    Andrea Finas

Haushaltslage für sämtliche Vorhaben,
Projekte und neue Maßnahmen ein
Finanzierungsvorbehalt gilt. Eine Tou-
rismusabgabe soll eingeführt werden,
auf die Einführung einer Straßenbei-

K O A L I T I O N S B I L D U N G

oalition bedeutet Bündnis
oder Vereinigung. Eine Ko-
altion ist notwendig, wenn

eine Fraktion allein nicht über eine
absolute Mehrheit von 51% verfügt.
Ohne eine Koalition würde es in die-
sen Fällen keine stabile Regierung ge-
ben. Die Grafik oben zeigt, 45 Sitze
hat das Stadtparlament, 23 Sitze benö-
tigt man, um Mehrheiten bilden zu
können.

Die bisherige Koalition aus CDU,
Grünen und FWG (FWG jetzt nicht
mehr vertreten) hat nur noch 19 Sitze
bekommen, die AfD konnte die Zahl
ihrer Sitze verdoppeln, die CDU muss
3 Sitze abgeben. Die Linke erhält
einen Sitz mehr, die FDP einen Sitz
weniger. Die Grünen verlieren kräftig
und sind nur noch mit 7 Sitzen vertre-
ten. Die SPD als Partei des Bürger-
meisters, erhält einen Sitz mehr. Neu

m 27. Mai trifft erstmals das
neue Stadtparlament zusam-
men, wo die neue Koalition

aus CDU, SPD und Grün, auf die Op-
position treffen wird. Wir zeigen unse-
ren Lesern die 28 Personen, die in der
20. Legislaturperiode erstmals eine so-
genannte Kenia-Koalition bilden sol-
len. Bei Abstimmungen werden somit
die drei Fraktionen an einem Strang
ziehen und sorgen so gemeinsam für
eine bequeme Parlamentsmehrheit.

Entwurf Koalitionsvertrag

Die Namen der acht Unterzeichner
sind bereits auf der letzten Seite des
Vertrags vermerkt, es fehlen nur noch
die Unterschiften. Bevor dies gesche-
hen kann müssen noch die Mitglieder
der Parteien ihre Zustimmung zum
Koalitionsvertrag geben bzw. Ände-
rungen einbringen. Das sollte bereits
erledigt bzw. kurz vor dem Abschluss
stehen. Mit großen Änderungen ist
eher nicht mehr zu rechnen. Ob es be-
reits ein gemeinsames Einschwören
auf schwierige fünf Jahre gab, ist bis-
her nicht bekannt.

Was zum Entwurf des Koalitionsver-
trags sagen lässt, ist Bestandteil einer
genaueren Analyse, die von der Re-
daktion vom Neu-Isenburger Extra-
blatt durchgeführt wurde. Dabei wur-
den die Koalitionsverträge der Jahre
2021 und 2016 aus dem Archiv geholt,
und miteinander verglichen. Dabei
viel auf, dass in der Vergangenheit
viele Absichtserklärungen gemacht

K

Kommunalwahl 2026

Eine schwarz-rot-grüne-Koalition soll jetzt 
Neu-Isenburg aus der Finanzkrise führen! 

Minderheitenregierung 
war ausgeschlossen

Eine Koalition muss aber nicht immer
eine Mehrheit bilden. Auch eine Min-
derheitsregierung war möglich. Von
einer sogenannten Minderheitsregie-
rung spricht man, wenn die Regierung
tragenden Fraktionen nicht die Mehr-
heit der Mandate im Stadtparlament
haben. Da aber für Entscheidungen
immer eine Mehrheit der Stimmen
erforderlich ist, müsste sich die CDU
und SPD für die Durchsetzung ihrer
Vorhaben dann auf die Stimmen der
Opposition stützen. Kein Wunder also,
wenn alles jetzt auf eine Kenia-Koa-
lition raus läuft, eine für Neu-Isenburg
noch nie da gewesenes Bündnis.

Die Opposition  

Auf der Oppositionsbank nehmen wie
bisher die AfD, die Linke, die FDP
und neu: Die YSENBURGER platz.
Vor allem die AfD hat darauf ge-
drängt, dass die Arbeit des Stadtparla-
ments nun dringend begonnen werden
muss und die gewählten Mandatsträ-
ger sich nun zum Wohl von Neu-
Isenburg zusammenraufen sollten. Die
AfD will durch gezielte Anfragen und
durch eigene Anträge mehr wahrge-
nommen werden.

Die LINKE wünscht sich eine
Koalition für mehr bezahlbare Wohn-
ungen und einen sozial-ökologischen
Umbau. Die FDP will als Oppositions-
partei in der neuen Legislaturperiode
neue Impulse setzen und Themen
nicht weiterhin auf die lange Bank zu
schieben.

DIE YSENBURGER erwarten vom
neuen Bündnis dass es sich auf die
wichtigsten Ziele verständigt – und
auch auf einen Weg, wie sie konkret
erreicht werden sollen. Mit 12,01%
haben die „Newcomer“ überrascht und
leider jetzt doch nur in der Opposition.

Bernd Beyer Dr. Peter Overmann

Dr. Jens Hagelstein Christian Beck

Joe Bernd Schmidt

Martin Bock Emily Gröll

wie für die weitere Weiterentwick-
lung von Neu-Isenburg ist. Ob die
Kenia-Koalition allerdings auch Wirt-
schaftskompetenz besitzt, wird sich
demnächst beiden Einnahmen zeigen.

6 Sitze

12 Sitze

3 Sitze 3 Sitze

7 Sitze

9 Sitze

5 Sitze

A
Sieht so die „Kenia-Fraktion“ aus?

CDU
12 Sitze

SPD
9 Sitze

GRÜN
7 Sitze

Gewählte Stadtverordnete 

können auch noch in den 

Magistrat berufen werden, 

dann rückt die folgende 

Person auf der Parteien-

liste nach.



ie Ausstellung zum80-jäh-
rigen Jubiläum der Stadt-
verordnetenversammlung

als Ort der kommunalen Demokratie-
geschichte, ist im Foyer des Rathauses
in der Hugenottenallee 53 zu sehen.
Im Mittelpunkt der Ausstellung stehen
richtungsweisende Gemeindewahlen:
1946, 1977 und 1981. Sie markieren
zentrale Stationen des politischen
Wandels – von den ersten demokrati-
schen Wahlen nach Kriegsende über
den Machtwechsel von der SPD zur
CDU in den 1970er Jahren, bis hin
zum Aufstieg neuer politischer Kräfte
wie der Grünen in den 1980er Jahren.

Das Neu-Isenburger Extrablatt nimmt
das 80-jährige Jubiläum zur Stadtver
ordnetenversammlung zum Anlass,
um auch einen Blick die politischen
Farben zu werfen, und welchen Ein-
fluss sie auf das Wahlverhalten der
Neu-Isenburger haben, die in diesen
80 Jahren mehr und mehr ihre Iden-
tifikation mit ihrer Stadt verloren. Das
ist Festzumachen an den Wahlbeteili-
gungen der letzten 80 Jahre zu den
Kommunalwahlen, sie sind ein Spie-
gelbild unserer Kommunalpolitik.

Gemeindewahlen 1946

Die ersten demokratischen politischen
Wahlen nach Kriegsende in Hessen,
fanden in Neu-Isenburg am 27. Januar
statt. Die US-Militärregierung hatte
der Wahl noch einige Hürden aufer-
legt. So konnten Personen weder wäh-
len noch gewählt werden, die sich im
Nationalsozialismus durch Mitglied-
schaft in der NSDAP oder einer sons-
tigen NS-Organisation oder andere
Weise besonders hervorgetan hatten.

Außerdem sollte die 15-Prozent-Sperr-
klausel einer parlamentarischen Zer-
splitterung entgegenwirken, um stabile
demokratische Verhältnisse in den Ge-
meindevertretungen zu gewähr eisten.
In Neu-Isenburg führte die Sperrklau-
sel dazu, dass von den vier angetre-
tenen Parteien nur SPD und CDU in
die Gemeindevertretung einzogen.

Die erste Gemeindevertretung trat zum
ersten Mal am 7. Februar 1946 zu-
sammen. Prägende Figuren dieser Zeit
waren u. a. (in alphabetischer Reihen-
folge): Wilhelm Bremser, Karl Dem-
mer, Robert Gressmann und Georg
Koser. Ein besonderes Anliegen des
Stadtarchivs war es, die Biografien der
ersten gewählten Gemeindevertreter
zu beleuchten.

Wer waren Sie? Welche Berufe übten
sie aus? Welchen Parteien gehörten sie
an? Mit welchen Botschaften wende-
ten sie sich an die Wählerschaft nach
dem Ende der totalitären Herrschaft
des Nationalsozialismus? Die digitale
Erschließung der Fotosammlung des
Stadtarchivs ermöglicht es, einem Teil
der vergessenen Parlamentarier der
ersten Stunde„ein Gesicht“ zu geben.

Folgende Wahlperioden 

Weitere Parteien zogen in die Gemein-
devertretung Neu-Isenburgs ein: Die
Liberaldemokratische Partei (FDP),
die Kommunistische Partei (KPD, seit
1956 verboten), der Bund der Heimat-
vertriebenen und Entrechteten (BHE)
und 1968 die rechtsextreme NPD.

1981 kam Grün und Umweltschutz

Mit den Kommunalwahlen von 1981
begann in Hessen die politische Betei-
ligung der Grünen und anderer Bür-
gerinitiativen mit umweltpolitischen
Schwerpunkten. Der Protest gegen den
geplanten Ausbau der Startbahn West
– der mit dem wegweisenden Urteil
des Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofs vom Oktober 1980 endgültig ent-
schieden wurde – verlieh der Umwelt-

schutzbewegung starken Auftrieb und
förderte ihre politische Teilhabe. Dies
wirkte sich in den vom Flughafenaus-
bau betroffenen Gebieten aus: In Mör-
felden-Walldorf erreichte die grüne
Bürgerliste aus dem Stand 25,7 % der
Stimmen. In Neu-Isenburg erzielten
die Grünen 7,1 % ein überdurch-
schnittliches Wahlergebnis.

Neben dem Umweltschutz erwies sich
auch der Datenschutz als Katalysator
für den frühen Erfolg der Grünen. Die
hessische SPD-Politik trieb eine um-
strittene zentrale Speicherung von Per-
sonendaten voran, die vielfach als
massiver Eingriff in die Privatsphäre
wahrgenommen wurde. Die Grünen,
die sich als Bürgerrechtsbewegung po-
sitionierten, nutzten auch dieses Poli-
tikfeld erfolgreich, um insbesondere in
Südhessen Protestwähler zu mobilisie-
ren und erste starke Ergebnisse zu er-
zielen – ein Vorläufer ihres späteren
bundesweiten Aufstiegs.

Ein weiterer Aspekt der Ausstellung
beleuchtet den Ort, an dem das höch-
ste beschlussfassende Organ der Stadt
Neu-Isenburg zusammenkommt, den
Plenarsaal. Bis zum Neubau des Rat-
hauses in der Hugenottenallee 1957,
befand sich der Sitzungssaal im Alten
Stadthaus Frankfurter Straße 53-55 .

80 Jahre Stadtpolitik
in den Farben der Zeit 

Die Stadtverordnetenversammlung: Politik 
zwischen Tradition, Bewegung, Ideologie 

und abnehmender Bürgeridentifikation.  

Von Klaus Reinhardt 

Ein Novum war es, als der neue Ple-
narsaal im Jahre 1981 besetzt wurde:
Gegner der Startbahn West forderten
von den Fraktionen Stellungnahmen
zum Flughafenausbau und Räumung
des sogenannten „Hüttendorfes“ in
Mörfelden durch die Polizei, nur zwei
Tage zuvor, am 2. November. Dass
die Umweltbewegung auf einem ihrer
Höhepunkte angelangt war, machte
sich auch im Parlament bemerkbar:
Mit den Kommunalwahlen im Früh-

jahr 1981 zogen die Grünen in die
Stadtverordnetenversammlung ein. Ei-
ne Galerie der Stadtverordnetenvor-
steher von den Anfängen bis in die
Gegenwart sowie Schaubilder mit den
Wahlergebnissen, Wahlbeteiligungen
und Sitzverteilungen im Stadtparla-
ment von 1946 bis heute, runden die
Ausstellungab.

Doch leider fehlt der Ausstellung der
kritische Blick auf das Wahlverhalten
der Bürger in diesen 80 Jahren, die
immer mehr das Interesse an Kom-
munalwahlen verloren haben.

Von der Stadt der Wähler 
zur Stadt der Nicht-Wähler

Die SPD blieb in Neu-Isenburg den-
noch lange Zeit dominierend. In den
1970er Jahren verlor sie jedoch zu-
nehmend an Zustimmung an die CDU.
Dies war kein rein lokales Phänomen.
Die Kommunalwahlen in den 1970er
Jahren ließen erkennen, dass die Vor-
herrschaft der SPD in Hessen zu
bröckeln begann. So erlitt die SPD
hessenweit deutliche Verluste zuguns-
ten der CDU. Die Gründe waren viel-
schichtig. Die hessische Gebietsreform

von 1969 - 1979 reduzierte die Zahl
der Gemeinden erheblich und führte
zunehmend zu Zwangszusammen-
schlüssen. Das stieß besonders in Süd-
hessen auf heftigen Widerstand, da
viele Bürger lokale Identitäten und die
kommunale Selbstverwaltung bedroht
sahen. Auch große Infrastrukturpro-
jekte der SPD verstärkten die Kritik,
da sie mit Eingriffen in bestehende
Lebensräume verbundenwaren.

1977 kam die CDU an die Macht

Die CDU nutzte diese Unzufriedenheit
erfolgreich, unterstützte Proteste und
gewann bei den Kommunalwahlen
1977 deutlich hinzu – auch in Neu-
Isenburg. Die Neu-Isenburger SPD
setzte im Wahlkampf 1977 auf ihre
bisherigen Erfolge, etwa die kurz zu-
vor eröffnete Hugenottenhalle, unter-
lag jedoch der CDU.

Die CDU konnte mit ihrer grundsätz-
lichen Kritik an kostspieligen „sozia-
listischen Experimenten“ mit ungewis-
sem Ausgang – insbesondere in der
Verkehrsplanung, der Stadtentwick-
lung sowie im sozialen Bereich wie
bei der Kinder- und Jugendarbeit –
punkten. Sie löste die SPD ab, die seit
1946 an der Macht war und bis heute
nicht mehr zurückkehren konnte.
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Wahlbeteiligung 1946 – 2026

CHRONIK

02.09.1945: US-Militärregie-

rung gestattet Bevölkerung die 

Bildung von demokratischen 

politischen Parteien.

27.01. 1946: erste demokrati-

sche Wahlen. Wahlbeteiligung 

lag bei 77,03 %.

1948 - 1956

Wahlen alle vier Jahre gestattet.

15% Hürde aufgehoben. Neue 

Parteien: LDP, KPD und 1952: 

Bund der Heimatvertriebenen 

und Entrechteten (BHE).

1956: Verbot der KPD.

1960 – 1968

„Isenburg baut für Isenburger“ 

lautet die Devise. Die  Erfolge 

des SPD- geführten Rathauses 

spiegeln sich  Wahlergebnissen 

wider.

1968 – 1972

Die NPD zieht ins Stadtparla-

ment ein, ebenso die Wahlma-

schine zur Stimmabgabe. Der 

Sitzungssaal im Alten Stadthaus 

wurde durch den Rathausneu-

bau mit Plenarsaal für Stadtver-

ordneten und einer Besucher-

tribüne abgelöst.    

1972 – 1981

SPD-Vorherrschaft bröckelt. 

Die Gebietsreform (Minister-

präsident Osswald SPD) stieß 

in Südhessen als Zwangsfusion 

auf massiven Widerstand. CDU 

nutzt Unzufriedenheit, positio-

niert sich als Verteidigerin kom-

munaler Eigenständigkeit. 1977 

übernimmt CDU die Macht.

1981 – 1985

22. März 1981 beginnt die poli-

tische Beteiligung der Grünen. 

Der Protest gegen den Ausbau 

der Startbahn West, bringt den 

Grünen mit 7% ein überdurch-

schnittliches Ergebnis. Der Pro-

test geht in den Plenarsaal.

1985 – 1993

Stimmenverlust der CDU. FDP 

und Grüne legen zu. Wahlbetei-

ligung liegt bei 69,4%. 1989 

zieht mit FWG neue Wähler-

gruppe ins Stadtparlament. Hil-

da Nietzsche und Karl Vey, ver-

lassen SPD und gehen zur FWG

1995 – 2011

Die erste Direktwahl eines Bür-

germeisters gewinnt die CDU 

mit Oliver Quilling, 6 Jahre 

später die Wiederwahl mit 79% 

ein eindeutiges Votum für den 

Neu-Isenburger CDU-Politiker.

2010 – 2026

Parteilose Bürgermeister Hun-

kel wird 2010 und 2015 gewählt 

von der CDU unterstützt. 2021 

wird Hagelstein Bürgermeister, 

die Wahlbeteiligung: 34%. 2026 

Parteienlandschaft wird bunter, 

Wahlbeteiligungen bleibt 

weiterhin farblos. 



üben, der ihm in einer Demokratie
durch Mitbestimmung und Kontrolle
zusteht. Man kann mit gutem Recht
sagen, die politischen Parteien seien
das Sprachrohr des Volkes. Sie sollen
die im Volk vorhandenen politischen
Anschauungen und Zielvorstellungen,
Sorgen, Wünsche, Nöte aufnehmen
und in staatlichenWillen umsetzen.

Auch in Neu-Isenburg 
Sprachrohr des Volkes?

So zutreffend freilich das Bild von den
Parteien als Sprachrohren des Volkes
auch ist, so reicht es doch nicht aus,
um am Beispiel von Neu-Isenburg er-
klären zu können, warum die Kommu-
nalpolitik in unserer Stadt so unbedeu-
tend agiert und nicht dem ganzen
Umfang des Auftrags der Parteien in
einer demokratischen Stadt gerecht
werden kann. Damit ist ein Dilemma
angesprochen, das den Parteienstaat
heute zu kennzeichnen scheint. Das
programmatische Profil aller Parteien,

In der deutschen Sprache ist der „Re-
set“ in der Informationstechnik auch
als „AEG-Prinzip“ bekannt, Abkür-
zung „Ausschalten-Einschalten-Geht“,
Grundsatz zur Behebung von Hard-
warefehlern. Jedes elektronische Sys-
tem, das einen definierten Anfangs-
zustand benötigt, führt störungsunab-
hängig beim Einschalten einen Reset
aus. Durch eine Watchdog-Schaltung
überwachte Systeme werden bei Fehl-
funktion automatischzurückgesetzt.

Doch leider funktioniert das in der
Kommunalpolitik nicht so einfach.
Bereits in den frühen 1980er Jahren,
bestätigen die Beobachtung Richard
von Weizsäckers dass die Parteien
sich den „Staat zur Beute gemacht
haben“. Sie seien machtversessen und
machtvergessen zugleich und haben
ihren Einfluss weit über das Maß
hinaus ausgedehnt, das der Artikel 21
GG ihnen einräumt.

Vor allem große Parteien befinden
sich hier in einem strukturellen Dilem-
ma: Je mehr und je länger ihre Abge-
ordnete die Regierung stellen, umso
mehr wird es ihnen ein Anliegen sein,
die Entscheidungen der Regierenden

Magistratsbesetzung 2026

Die Parteien wissen nun aufgrund des
Wahlergebnisses zur Kommunalwahl
ob ihnen Plätze im Magistrat zustehen.
Zu den bisher zehn Ehrenamtlichen
sollen noch zwei weitere Parteipoliti-
ker ehrenamtlich benannt werden, „um
die Verantwortlichkeiten breiter ver-
teilen zu können“, so begründete be-
reits 2022 der Bürgermeister seine da-
malige Entscheidung zur Magistratser-
weiterung. Doch was hat es gebracht?
Neu-Isenburg ist in einer wirtschaftli-
chen Krise durch den massiven Ver-
lust an Gewerbesteuereinnahmen.
Im Koalitionsvertrag 2026 sind die
Handlungsfelder für die nächsten fünf
Jahre benannt. Die Aufrechterhaltung
und Sicherung der Stadt Neu-Isenburg
als attraktiver Wirtschaftsstandort hat
zwar hohe Bedeutung wird sich jedoch
im Magistrat nichtwiderspiegeln kön-

nsere Stadt hat wohl schon
bessere kommunalpolitische
Zeiten erlebt – sind Wahlbe-

teiligungen doch ein deutliches Zei-
chen dafür, ob Bürger sich für ihre
Stadt und die Kommunalpolitik sowie
deren Kommunalpolitiker interessie-
ren – sie sind es doch, die im Stadt-
parlament über die Zukunft von Neu-
Isenburg entscheiden sollen. Zum
Auftrag der Parteien befindet sich im
Grundgesetz der Artikel 21: „Die
Parteien wirken an der politischen
Willensbildung des Volkes mit.

Parteien machen 
Wählern Angebote 

Doch wenn zum Beispiel diese bei
Kommunalwahlen nicht angenommen
werden, bzw. nicht ausreichen, um
Bürger zum Wählen zu bringen, dann
stimmt was nicht in der demokrati-
schen Grundordnung, denn Die Par-
teien sollen die politische Beteiligung
der Bürger gewährleisten und die Ver-
bindung zwischen dem Bürger und
den Staatsorganen herstellen. Sie sind
Instrumente, durch die der Bürgerwille
auch zwischen den Wahlen verwirk-
licht werden kann: als "Sprachrohr des
Volkes". Doch haben unsere Leser
auch diesen Eindruck?

Zurück zur letzten Kommunalwahl;
unsere Kommunalpolitiker können
sich doch nicht so einfach aus der Ver-
antwortung entziehen, wenn es um die
permanent schlechte Wahlbeteiligung
bei Kommunalwahlen geht. Das Bun-

ine kleine Zahl von  Politikern    
besetzt alle Ämter. So wird es 
auch wieder nach  der Kommu

nalwahl sein. Die Basis derjenigen, die
über die Mitglieder des Magistrats
sowie alle anderen Amtsträger bestim-
men ist winzig. Es sind fast ohne Aus-
nahme Funktionäre, die selbst Mit-
glied der politischen Kaste sind, da-
nach streben ihr künftig anzugehören
oder Leute, die ihre aktive Zeit bereits
hinter sich haben.

Eine stärkere Beteiligung der Bürger
lehnen die Parteien und ihre Reprä-
sentanten ab. Probleme instrumentali-
sieren sie, um einander gegenseitig zu
bekämpfen, statt sie zu lösen. Insge-
samt haben sie sich zu einem unge-
schriebenen sechsten Verfassungsor-
gan entwickelt, das auf die Anderen
einen immer weitergehenden, völlig
beherrschenden Einfluss nimmt.

Magistrat ist Stadtregierung

Der Magistrat ist die Regierung der
Stadt. Er besteht aus dem hauptamtli-
chen Bürgermeister, dem 1. Stadtrat
und 10 ehrenamtlichen Stadträten. Der

insbesondere aber der Großparteien
die nicht nur spezielle Gruppen der
Wählerschaft anzusprechen versuchen,
wird immer blasser. Wahlkämpfe wer-
den immer informationsloser. Vielfach
unterscheiden sich Parteien nur in Ak-
zenten untereinander, so dass die her-
ausgestellten Führungspersönlichkei-
ten oder Regierungsmannschaften für
die Wähler zum eigentlichen Unter-
scheidungsmerkmalwerden.

Setzt dieses Bild doch gleichsam vor-
aus, dass der Wille des Volkes oder
besser die verschiedenen Willensrich-
tungen des Volkes schon artikuliert
vorhanden wären, als ob sie nur in die
Sprachrohre hineingesprochen werden
müssten. Dann hätten die Parteien nur
die Vermittlungsaufgabe von unten
nach oben zu leisten. Das ist aber
gerade nicht der Fall. Die Mitwirkung
der Parteien bei der politischen Will-
lensbildung ist durchaus auch von der
anderen Seite her zu sehen. Und für
Neu-Isenburg elementar wichtig.

ihren Bürgern zu verdeutlichen und
weniger den Willen des Volkes zu be-
rücksichtigen. Politik ist heute weniger
eine Frage der Diskussion von Zielen
als der Durchsetzung von Interessen,
ohne große Diskussion. Es ist kein
Zweifel, dass dies eine innere Verar-
mung des politischen Lebens in den
Parteien bedeutet. Darum ist es drin-
gend erforderlich, dass die Parteien
und ihre Mitglieder mit den Einwoh-
nern dieser Stadt den ständigen Dialog
suchen; und nicht nur zu Altstadtfest,
Weinfest oder Vereinsfesten. „Reset“
bedeutet: zu den 4-Aufgaben zurück
zukehren und diese ernst zu nehmen.
Dann klappt es auch wieder mit der
Wahlbeteiligung in Neu-Isenburg.

nen, denn ein Dezernent mit der Zu-
ständigkeit für „Wirtschaft und Unter-
nehmen“, gibt das parteipolitische Per-
sonal der Koalitionäre nicht her. Denn
vor allem die Zughörigkeit des Politi-
kers zur regierenden Partei, entschei-
det über die ehrenamtliche Stellenbe-
setzung und weniger die Qualifikation.

Schicksalsjahre einer Stadt       

Neu-Isenburg will in der nächsten Le-
gislaturperiode bis 2031 (und im näch-
sten Jahr noch eine Bürgermeister-
wahl vor sich hat, die Stadt modern,
sozial, nachhaltig, klimafreundlich le-
benswert gestalten – aber wer soll das
womit bezahlen und managen?

man doch nicht einfach wieder in der
Versenkung verschwinden. Sind unse-
re gewählten Volksvertreter, (keine
Berufspolitiker) mit ihren Aufgaben
überfordert, und treffen sie oft nur
Entscheidungen, um zu entscheiden?
Das wäre ein düsteres Bild zur Lage
der Kommunalpolitik in unserer Stadt.

Keine Aufarbeitung 
des Nicht-Wählerverhaltens   

Während in der Bundes- und Landes-
politik sogenannte Untersuchungsaus-
schüsse eingesetzt werden, um mögli-
che Missstände oder Fehlverhalten der
Politiker zu prüfen, werden die
Gründe für ein „Nicht-Wählen“ der
Bürger seit über 20 Jahren ignoriert,
und schon gar nicht erst angefasst. Es
wird schlichtweg ignoriert dass über
die Hälfte der wahlberechtigten Neu-
Isenburger nicht wählen gehen – und
das seit mehren Kommunalwahlen:
aktuell waren das 15.186 Bürger.

Bürger brauchen Parteien 

Ohne Parteien könnten die Bürger po-
litisch überhaupt nicht agieren. Erst in
den Parteien wird eine pluralistische
Gesellschaft politisch handlungsfähig.
Nur durch Parteien können die Wähler
ihren politischen Willen in die Wirk-
lichkeit umsetzen. Parteien sind die
Instrumente, mit denen das Volk poli-
tische Führungspositionen besetzt. Da-
zu präsentieren sie sich der Wähler-
schaft als Kandidaten für die politi-
schen Ämter und machen Vorschläge
zur Lösung anstehender politischer
Probleme, oder formulieren ihre spezi-
fischen Forderungen.

Parteien dienen als Mittler 
zwischen Volk und Regierenden

Die Wählerschaft als solche reagiert
auf diese Vorschläge, Kandidaten und
Forderungen mit Zustimmung oder
Stimmverweigerung. Die Parteien tra-
gen den Wahlkampf und bestimmen
die Kandidaten. Parteien sind dem-
nach die Mittler zwischen dem Volk
und den Regierenden. Ohne sie könnte
das sich politisch organisierende Volk
nicht auf die Politik den Einfluss aus-

Dass für „unser Gemeinwesen“ eine
prosperierende Wirtschaft unabding-
bar ist, um die notwendigen Mittel zur
Finanzierung der vielfältigen städti-
schen Angebote zu erwirtschaften. An
der Stelle teilte der Bürgermeister mit,
dass er die Verantwortlichkeiten inner-
halb des Magistrats breiter verteilen
werde. Fünf Stadträte wurden als eh-
renamtliche Dezernenten mit Zustän-
digkeiten beauftragt. Unter anderem
auch für den Radverkehr, das Ehren-
ramt, Sport und Barrierefreiheit. Doch
für Wirtschaft und Unternehmen nicht.

19,47 %

14,98 %

6,82 %
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Endlich Verantwortung übernehmen:

Warum die Kommunalpolitik in unserer 
Stadt dringend einen „RESET“ braucht!  

Im Magistrat sind nur Politiker erwünscht –
warum aber keine Experten?

Herrschaft der Politiker

desverfassungsgericht hat in ständiger
Rechtsprechung die zentrale Rolle der
Parteien als integrierenden Bestandteil
der demokratischen Ordnung bestätigt.
Folgende vier Aufgaben mit gesetzli-
cher Grundlage lassen sich demnach
feststellen:

1. Parteien wirken bei der politischen 
Willensbildung mit; 

2. Parteien dienen als Mittler zwischen
Staat und Volk;

3. Parteien beeinflussen die Regie-
rungsbildung;

4. Parteien bringen politische Ziel-
vorstellungen ein.

Doch kaum sind die Kommunalwah-
len vorbei – die Werbeplakate abge-
räumt, ist jede Partei wieder nur mit
sich selbst beschäftigt, anstatt sich um
ihre vier Aufgaben (s.o.) zu kümmern.
Wo ist der Dialog mit dem Bürger, wo
das Gespräch? Als Mitglied einer Par-
tei bzw. als Kommunalpolitiker kann

Magistrat setzt die Beschlüsse der
Stadtverordnetenversammlung um und
führt die laufenden Geschäfte. Dem
Magistrat untersteht die Stadtverwal-
tung mit all ihren Ämtern. Die haupt-
amtlichen Mitglieder, (Bürgermeister
und 1. Stadtrat) sind für sechs Jahre
gewählt, ehrenamtliche Mitglieder für
fünf Jahre und werden jetzt nach der
Kommunalwahl, vom Bürgermeister
neu bestimmt. Das Wahlergebnis wird
dabeiberücksichtigt.

Magistratsbesetzung 2022

Bei seinem Amtsantritt 2022 betonte
Bürgermeister Hagelstein, dass zentra-
le Zukunftsaufgaben der Stadt weiter-
hin Chefsache bleiben sollten, um in
den Umsetzungen hier endlich weiter-
zukommen. Der Bürgermeister führte
aus: Der Stadtumbau ist eine der größ-
ten Aufgaben in kommenden Jahren.

E



Dr. Peter Jakubowski, Leiter der

Abteilung „Raum- und Stadtentwick-

lung“, Bundesinstitut für Bau-, Stadt-

und Raumforschung imBundesamt für

Bauwesen und Raumordnung, Bonn.

nur noch selten im Mittelpunkt der
Debatten steht. Die nächsten Gesell-
schaften stehen wahrscheinlich vor der
großen Herausforderung, Anpassung
an die globalen Wandelprozesse als
Leitmotiv gesellschaftlichen Handelns
zu akzeptieren – sich also im Agieren

Soziale Infrastruktur
+ Bildung

Die soziale Versorgung als Grund-
funktion einer Stadt umfasst ein brei-
tes Spektrum, das alle Lebenslagen
und biografischen Anforderungen der
Bewohnerschaft umfasst Dieser Be-
reich fokussiert mit Blick auf die
Stresstestbetrachtungen auf Betreu-
ung und Bildung. Die Bereitstellung
der Gebäude und Anlagen der Bil-
dungsinfrastruktur wie Schulen und
Kitas sowie die inhaltliche und orga-
nisatorische Vernetzung mit der Kin-
der- und Jugendarbeit gehören zu den
zentralen Aufgaben einer Kommune.

Wirtschaftsstruktur

Die Wirtschaftsstruktur und damit der
Arbeitsmarkt beeinflussen die Funkti-
onsfähigkeit einer Stadt. Das beste-
hende System und die regionalwirt-
schaftliche Entwicklung ist funktions-
fähig, wenn es im Entwicklungsver-
lauf stabil bleibt und somit stabile Be-
schäftigungs- und Einkommensmög-
lichkeiten bietet.

Für die Funktionsfähigkeit der Stadt
ist in diesem Zusammenhang entschei-
dend, wie die Wirtschaftsstruktur ge-
genüber sozioökonomischen Ein- und
Umbrüchen reagiert. Die Resilienz der
Stadt äußert sich in der Anpassungs-
und Erholungsfähigkeit der lokalen
Wirtschaft an die ökonomischen Kri-
sensituationen sowie der Innovations-
fähigkeit zur Entwicklung neuer wirt-
schaftlicher Strategien oder alternati-
ver Entwicklungspfade.

Krisen und Resilienz

Der Zukunftsforscher Matthias Horx
hat bereits 2011 die große Karriere des
Begriffs der Resilienz heraufziehen
sehen. Er formulierte pointiert: „Resi-
lienz wird in den nächsten Jahren den
schönen Begriff der Nachhaltigkeit ab-
lösen. Hinter der Nachhaltigkeit steckt
eine alte Harmonie-Illusion, dass es
einen fixierbaren, dauerhaften Gleich-
gewichtszustand geben könnte, in dem
wir uns mit der Natur ausgleichen
können“ Unabhängig von der empi-
rischen Belastbarkeit der horxschen
Aussage hat sich der Resilienzbegriff
mittlerweile in beinahe jede politische
wie fachliche Debatte eingenistet und
angesichts der ebenso sogenannten
„multiplen Krisen“ Eingang in den all-
gemeinen Sprachgebrauch gefunden:
Resilienz ist omnipräsent.

Ein Blick auf die schockartigen, ein-
schneidenden Ereignisse der letzten
Jahre zeigt, warum der Nachhaltigkeit
zugrundeliegende Idee der im Zeitab-
lauf anzustrebenden Gleichgewichte,

Die Zusammensetzung der Bewohner-
schaft einer Stadt und deren Verände-
rung haben einen wesentlichen Ein-
fluss auf die Funktionsfähigkeit einer
Stadt. Eine funktionsfähige Stadt er-
möglicht es ihren Bewohnern, das Le-
ben mit den erforderlichen Grundfunk-
tionen über Erwerbseinkommen bzw.
im Bedarfsfall über soziale Transfer-
leistungen zu finanzieren.

Eine funktionsfähige Stadt ermöglicht
Kindern und Jugendlichen ein chan-
cengerechtes Aufwachsen, unterstützt
durch Betreuungs- und Bildungsmög-
lichkeiten. Für ältere Bewohner be-
steht die Möglichkeit am Erwerbs-
leben teilzunehmen und anschließend
im Ruhestand so lange wie möglich im
gewohntenUmfeld zu verbleiben

Technische Infrastruktur

In vielen Kommunen besteht auf-
grund des Erhaltungszustandes der In-
frastrukturanlagen, neu geschaffener
Standards und dem Wachstum der
Bevölkerung, ein erheblicher Aus- und
Umbaubedarf bei der Infrastruktur.
Aufgrund der technischen Langlebig-
keit dieser Infrastrukturen muss die
Stadt durch vorsorgende Planungen
und Konzepte dafür sorgen, dass Leis-
tungsfähigkeit und Ausfallsicherheit
dieser Netze gewährleistet sind, damit
Haushalte und Unternehmen ihren Be-
dürfnissen entsprechend diese in An-
spruch nehmen können. Die kurzfris-
tige Aufrechterhaltung und Wiederin-
standsetzung der Infrastruktur bei Ka-
tastrophenereignissen ist von höchster
Bedeutung. Die Stromversorgung ge-
hört zu den kritischen Infrastrukturen.

ngesichts der Vielzahl schock-
artiger Ereignisse und Krisen,
ist der Begriff der Resilienz

schon länger in aller Munde. Resilienz
wird entsprechend auch als wichtige
Komponente für eine zukunftsfeste in-
tegrierte Stadtentwicklung gesehen.
Die Vielfalt und Breite der Definitio-
nen und Anwendungsfelder für Resili-
enzkonzepte lässt einen umsetzungs-
orientierten und pragmatischen Um-
gang in der städtischen Praxis sinnvoll
erscheinen.

In diesem Beitrag wird die vom BBSR
(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung) mit Partnern entwi-
ckelte Idee des „Stresstests für Städte
und Gemeinden“ skizziert und auf die
Vorteile des Instruments für die Um-
setzung einer vorsorgenden Stadtent-
wicklung hingewiesen.

Anmerkung der Redaktion: das Neu-

Isenburger Extrablatt hat 2019 in vier

Folgen von April bis November den

„Stresstest Stadt“ in Zusammenarbeit

mit dem BBSR und Dr. Peter Jaku-

bowski veröffentlicht. Auch die Stadt

Neu-Isenburg sollte damit unterstützt

werden, um ihre Resilienzeigenschaf-

ten praxisnah ermitteln zu können. Er-

gebnisse bezogen auf Neu-Isenburg

sind der Redaktion nicht bekannt.

as BBSR beschreibt die
Kernfunktionen einer Stadt

anhand von acht Bereichen,
die zur Erfüllung der urbanen Grund-
funktionen notwendig sind.

Finanzen

Die finanzielle Selbstständigkeit und
die Liquidität einer Stadt sind auf-
grund der Verantwortlichkeit für die
allgemeine Daseinsvorsorge essenziell
erforderlich. Ohne ausreichende finan-
zielle Mittel, die in erster Linie über
Steuern und nur nachranging über
Zuweisungen eingenommen werden,
können Pflichtaufgaben und die Er-
bringung kommunaler Dienstleistun-
gen nicht gewährleistet werden.

Eine Stadt kann nur mit ausreichen-
dem finanziellem Spielraum ihre Wei-
terentwicklung planen und gestalten,
um gute Voraussetzungen für Haus-
halte und Unternehmen zu schaffen
sowie freiwillige Aufgaben zu finan-
zieren. Der Bereich Finanzen wird so
interpretiert, dass eine gute finanzielle
Ausstattung eine Stadt in die Lage
versetzt, Gegenmaßnahmen und An-
passungsstrategien umzusetzen. bzw.
umzusetzen. Gerade im Hinblick auf
die Finanzierung von Förderungen

Bevölkerungsstruktur

Die Kernfunktionen einer 
funktionsfähigen Stadt! 
Stresstest Stadt
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Was Kommunalpolitiker anpacken sollten, 
damit ihre Stadt funktionsfähig bleibt! 

Resiliente Stadtentwicklung

A

D

und Reagieren auf die vielfältigen
Wandelprozesse und damit verbunde-
ne krisenhafte Ereignisse einzulassen.
„Resilienz“ wird zur Beschreibung der
Art und Weise herangezogen, wie
Menschen, Organisationen oder Syste-
me gegenüber Stressen oder Störungen
reagieren. Der Begriff kann mit Wi-
derstandsfähigkeit, Elastizität, Spann-
kraft übersetzt werden. Resilienz hat
viele Facetten, ihren Kern bilden Er-
holungsfähigkeit sowie Flexibilität im
Handeln und Vielfalt in Strukturen
und Lösungswegen. Die Attribute von
Resilienz können nur dann entwickelt
und in Wert gesetzt werden, wenn
Menschen und Systeme über Reserven
an Energie und Ideen verfügen.

Grundlagen Stresstest für Städte

Bereits 2018 wurde der Prototyp für
einen Stresstest für Städte entwickelt,
der auf dem Modell einer „funktions-
fähigen Stadt“ basiert. Diese urbanen
Grundfunktionen als Kerneigenschaf-
ten der funktionsfähigen Stadt wurden
formuliert und durch Bereiche abge-

Wohnungsmarkt

Zu den Grundfunktionen einer Stadt
zählt die Versorgung mit Wohnraum.
Gemessen am Wohlstandsniveau steht
bei der Frage einer angemessenen
Wohnraumversorgung nur selten die
Lösung von Wohnungslosigkeit im
Vordergrund. Idealerweise verfügt die
die funktionierende Stadt über einen
ausgeglichenen Wohnungsmarkt, bei
dem das Angebot der Nachfrage ents-
pricht. Zu den Aufgaben einer guten
Versorgung unterschiedlicher Ziel-
gruppen mit Wohnraum können wei-
tere Herausforderungen hinzukom-
men, wie durch di Flüchtlingssituation
oder den Zuzug aus Ost- und Süd-Ost-
Europa, der die Bereitstellung von ent-
sprechendemWohnraumerfordert.

Umwelt

Die funktionsfähige Stadt wird durch
ihre Grün- und Freiraumstrukturen auf
regionaler, gesamtstädtischer, quar-
tiers- oder wohnstandortbezogener
Ebene beeinflusst. Die Wohlfahrtswir-
kungen von Natur, Grün- und Frei-
raumsystemen im urbanen Raum sind
abhängig von deren Quantität und
Qualität sowie ihrer räumlichen Ver-
teilung im städtischen System. Die
Grün- und Freiraumstrukturen wirken
sich auf das menschliche Wohlbe-
finden und die Gesundheit aus und be-
einflussen zugleich die Folgen des
Klimawandels (Hitze, Starkregen) die
lufthygienische Situationvon Städten.

bildet, mit denen die wichtigsten Re-
silienzeigenschaften einer Stadt be-
schrieben werden können, mit denen
die Resilienz einer Stadt, verstanden
als Robustheit und Anpassungsfähig-
keit gegenüber Stressen, ermittelt wer-
den kann. Acht sogenannte Deskripto-
ren wurden hierfür benannt, von den
Finanzen bis zum Sozialkapital.

Ausblick

Mit dem Memorandum für Urbane
Resilienz hat der Bund ein Bündel von
Empfehlungen vorgeschlagen, mit de-
nen die Stadtentwicklungspolitik Städ-
te auf dem Weg zur Resilienz unter-
stützen kann. Der Stresstest kann eine
Lücke in der integrierten Stadtent-
wicklung füllen. Er erweitert außer-
dem die Instrumente und Maßnahmen
des Bevölkerungsschutzes im Sinne
der Risikovorsorge.

In der Praxis empfiehlt es sich, zur
Durchführung eines Stresstests in der
jeweiligen Stadt eine Projektgruppe zu
bilden, die mit den relevanten kom-
munalen Fachämtern und möglicher-
weise weiteren Akteuren besetzt ist.
Sie muss methodische Fragen klären
und über die zu verwendenden Infor-
mationen, Daten und Indikatoren ent-
scheiden.

Sozialkapital

Neben materiellen, finanziellen und
organisatorischen Kernelementen ei-
ner funktionsfähigen Stadt sind güns-
tige Rahmenbedingungen für die Bil-
dung von gegenseitigem Vertrauen
und darauf aufbauenden Kooperatio-
nen und Unterstützungen in der Stadt-
gesellschaft für die Funktionsfähigkeit
der Stadt von Bedeutung.

Diese Voraussetzungen werden mit
der begrifflichen Klammer des Sozial-
kapitals zusammengefasst. Gegenseiti-
ges Vertrauen, das Vertrauen in Politik
und Institutionen sowie die Bildung
und Nutzung von Netzwerken, sind
zentrale Grundlagen des Sozialkapitals
und Elemente des gesellschaftlichen
Zusammenhalts sowie der Identifika-
tion der Bevölkerung mit ihrer Stadt.

Es stellt sich die Frage, wie sich Städte
und einzelne Stadträume in Bezug auf
das Sozialkapital unterscheiden. Dabei
spielen sowohl netzwerkbasierte Res-
sourcen (Freunde, Nachbarn, Mit-
gliedschaften) als auch das Vertrauen
in Institutionen eine wichtige Rolle.
Ausgehend von der Grundannahme,
dass ein hohes Maß an gesellschaftli-
chem Zusammenhalt und Identifika-
tion dazu beiträgt, dass sich Bürger
und Unternehmen, verstärkt engagie-
ren und Vertrauen in die städtischen
Institutionen entwickeln, ist Sozialka-
pital eine zentrale Voraussetzung für
die konstruktive Weiterentwicklung
vieler Aufgaben in den Städten und
damit auch ein Baustein der Funkti-
onsfähigkeit von Städten. Eine inten-
sive vertikale und horizontale Koope-
ration fördert die Fähigkeiten einer
Stadt zur Bewältigung negativer
Stress- und Krisensituationen.

Illustrationen: Kerstin Diacont
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anderen Städten der Region angemes-
sene, moderate Hebesätze der Grund-
steuer B angestrebt.

• Beiträge und Gebühren werden wir 
zukünftig regelmäßig evaluieren. Es 
gilt, die Möglichkeiten der Prozessop-
timierung (z. B. durch Digitalisierung) 
zu nutzen, um das Niveau der Gebüh-
ren möglichst stabil zu halten.

• Auf die Einführung einer Straßenbei-
tragssatzung werden wir verzichten.

• Wir werden eine Tourismusabgabe 
einführen.

1.2 Stadteigene Betriebe
• Die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
stadteigenen Betriebe werden wir 
erhalten.

• Zusätzliche Aufgaben dürfen die 
Wettbewerbsfähigkeit der stadteigenen 
Betriebe nicht negativ beeinflussen

Die Zukunftsfähigkeit des Wirtschafts-

standorts Neu-Isenburg steht im Mit-

telpunktunseres Handelns. Eine star-

ke Wirtschaft sichert Arbeitsplätze, 

Wohlstand und schafft die Grundlage 

für Investitionen sowie die nachhaltige 

Weiterentwicklung unserer Stadt. Die 

von Frankfurt University ofApplied 

Sciences vorgelegte Untersuchung zur 

Weiterentwicklung des Gewerbege-

nde Maiwurde der 20-seitige
Koalitionsvertragmit 14 The-
men zur „Stadtzukunft“, von

CDU, SPD und GRÜN unterschrie-
ben. Das Neu-Isenburger Extrablatt
hat den neuen Koalitionsvertag 2026
mit den Koalitionsverträgen aus den
Jahren 2021 (CDU, GRÜN, FW G)
und 2016 (CDU, GRÜN, FDP, FW G)
verglichen. Vor fünf Jahren war der
Koalitionsvertrag mit 23 Seiten um-
fangreicher und inhaltlich in den vie-
len Punkten, auch aussagekräftiger. In
allen Verträgen ist durchgehend die
Handschrift der CDU, als die stärkste
Fraktion zu erkennen. Deshalb hat sich
auch beim Motto des neuen Koaliti-
onsvertrags (wieder mit GRÜN) we-
nig geändert – bis auf das „Wörtchen
sozial“, das jetzt auch für die SPD und
Bürgermeisterpartei im Motto steht.

Der Koalitionsvertrag 2026 umfasst
die Themen: Finanzen, Wirtschaftsför-
derung, Moderne Verwaltung, Stadt-
entwicklung und Planung, Kultur- und
Bildungszentrum, Wohnen, Klima-
schutz und Klimaanpassung, Mobili-
tät, Sicherheit, Sauberkeit und Ord-
nung, Kinder, Jugend, Senioren und
Soziales, Kunst, Kultur, Sport und
Vereinsförderung, Vielfalt und Ehren-
amt sowie Zeppelinheim und Graven-
bruch. Nachfolgend können Sie lesen,
was die neue Koalition an Absichts-
erklärungen den Bürgern gibt.

Der wirtschaftliche und sparsame 

Umgang mit öffentlichen Geldern 

sowie die nachhaltige und voraus-

schauende Haushaltsführung stellen 

die Basis unseres Handelns dar. Auf-

grund der geringeren Verfügbarkeit-

von Haushaltsmitteln, der steigenden 

Verschuldung und der deutlich abneh-

menden Liquidität, ist die frühzeitige 

Prüfung möglicher Fördermittel und 

deren Einsatz bei Investitionen in allen 

Fachbereichen der Stadt unerlässlich. 

Investitionen sind so zu planen, dass 

der Einsatz von Fördermitteln möglich 

ist. Das Suchen und die Umsetzung 

von Einsparmöglichkeiten haben für 

uns Vorrang vor weiteren Steuerer-

höhungen. Genehmigungsfähige Kre-

ditaufnahmen zur langfristigen Finan-

zierung von Infrastrukturprojekten 

sind weiterhin erforderlich und not-

wendig. Bei diesen Projekten werden 

wir jeweils alle Möglichkeiten der 

Bezuschussung durch Dritte prüfen.

1.1 Steuern
• Auch künftig werden im Verhältnis 
zu anderen Städten der Region mode-
rate Hebesätze für die Grundsteuer B 
und die Gewerbesteuer angestrebt, die 
zur Vermeidung von nicht durch Ein-
nahmen abgedeckten Umlagezahlun-
gen im Rahmen des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs (KFA) mindestens den 
Nivellierungshebesätzen des Landes 
Hessen entsprechen müssen.

• Die Aufrechterhaltung und Siche-
rung der Stadt Neu-Isenburg als at-
traktiver Wirtschaftsstandort hat bei 
der Gestaltung der Gewerbesteuer 
auch im Wettbewerb mit anderen 
Kommunen der Region eine hohe 
Bedeutung.

• Bei der Grundsteuer B wurde be-
wusst im Rahmen der Umsetzung der 
gesetzlichen Neuregelung in Neu-
Isenburg die Aufkommensneutralität 
insgesamt sichergestellt und für den 
Haushalt der Stadt keine Zusatzein-
nahmen realisiert. Auch künftig wer-
den in Neu-Isenburg im Vergleich zu 

biets Süd, dient als Grundlage zur 

Entwicklung aller Gewerbegebiete.

• Wir unterstützen eine wirtschafts-
freundliche Verwaltung und alle Maß-
nahmen, die für eine zukunftsorien-
tierte, moderne und innovative Wirt-
schaftsförderung nötig sind. Damit 
verbessern wir die Voraussetzungen 
für die ortsansässigen und auch an-
siedlungswillige Unternehmen. Wir 
setzen uns daher dafür ein, dass im 
Bereich der Wirtschaftsförderung 
ausreichend qualifiziertes Personal 
zur Verfügung steht. Eine auch künf-
tig aktive und professionelle Wirt-

schaftsförderung mit auskömmlicher 
personeller Besetzung ist ein wichtiger 
Baustein zur dauerhaften Sicherung 
der hiesigen Unternehmen und der 
von ihnen bereit gestellten Arbeits-
plätze und dient auch der Ansiedlung 
neuer Unternehmen.

•Die Stärkung mittelständischer Unter-
nehmen, wozu auch der Einzelhandel 
und die Gastronomie gehören, ist uns 
besonders wichtig.

• Der Ausbau moderner digitaler Infra-
struktur, insb. des Glasfasernetzes.

Die Stadt Neu-Isenburg ist für ihre 

serviceorientierte und bürgerfreund-

liche Verwaltung bekannt. Auch 

künftig soll die Stadtverwaltung als

• Im Bereich der Smart-City-Projekte 
konzentrieren wir uns auf die Themen 
Parkraum-Management und Park-
raum-Bewirtschaftung sowie auf die 
Prüfung des Bereichs Wassermanage-
ment. Dabei setzen wir auf möglichst 
weit verbreitete Standardlösungen, 
gründliche Erprobungsphasen und 
den Einsatz von Fördermitteln.

• Auch künftig stehen die Bedürfnisse 
der Menschen in Neu-Isenburg im 
Mittelpunkt, die gesellschaftliche 
Teilhabe aller Gruppen der Stadtbe-
völkerung ist sicherzustellen. Somit 
sind neben der Bereitstellung von di-
gitalen Angeboten auch künftig Mög-
lichkeiten zur persönlichen Ansprache 
bereitzustellen.

3.2. Liegenschaften
• Die Stadt Neu-Isenburg stellt für die 
verschiedenen Nutzungen unterschied-
liche Liegenschaften zur Verfügung. 
Wir stellen uns in nächsten 20 Jahren 
der Herausforderung, diese zu sanie-
ren und auf eine CO2-neutrale Ener-
gieversorgungumzustellen. Gleich-
zeitig bestehen Optimierungsmög-
lichkeiten bei den Nutzungen, die 
durch die Digitalisierung verstärkt 
werden (Videokonferenzen, digitale 
Buchungssysteme, digitale Schlüssel-
systeme etc.).

• Wir wollen einen langfristigen 
Sanierungsplan auf Basis einer Vor-
stellung der zukünftigen Nutzungen 
erstellen, um Synergien unterschied-
licher Nutzer mit gleichen Nutzungs-
arten oder Verwaltungsprozessen zu 
realisieren.

Wir verfolgen im o.g. Bereich eine 

integrierte, nachhaltige und am Koali-

tionsvertrag ausgerichtete Gesamt-

strategie. Ziel: Mobilität, Wohnraum-

entwicklung, Aufenthaltsqualität, Kli-

maschutz, in Einklang zu bringen und 

die unterschiedlichen Stadtbereiche 

ausgewogen weiterzuentwickeln. Lau-

fende Projekte werden konsequent 

fortgeführt, neue Entwicklungen sinn-

voll gesteuert und die Infrastruktur 

ankünftige Anforderungen einer 

wachsenden Stadt angepasst.

4.1. Frankfurter Straße
• Wir werden die weitere Prüfung der 
Umsetzbarkeit der Verlängerung der 
Straßenbahn (bisherige Beschlussfas-
sung der Stadtverordnetenversamm-
lung) vorantreiben und die folgenden 
Leistungsphasen 2 und 3 beauftragen. 
Bauliche Maßnahmen entlang der 
Frankfurter Straße sollen die mög-
liche Umsetzung nicht erschweren.

• Die aktuell laufende Testphase zur 
Verbesserung der Aufenthaltsqualität 
Frankfurter Straße mit mobilen Lösun-
gen möchten wir evaluieren.

• Wir streben eine Zwischenlösung 
zur Verbesserung der Situation der 
Bushaltestellen unter Berücksichti-
gung der Barrierefreiheit an.

• Eine Parkraumbewirtschaftung wird 
im Sinne von Gewerbetreibenden und 
Kunden angestrebt. An weiteren ge-
eigneten Stellen z.B. Wilhelmsplatz, in 
Bahnhofsnähe – soll ein Parkraumbe-
wirtschaftungskonzept geprüft werden

4.2. Alter Ort
• Wir werden die barrierefreie Umge-
staltung des Alten Ortes vorantreiben, 
zunächst wird der Marktplatz barriere-
frei gestaltet.

1. Finanzen 

2. Wirtschaftsförderung 
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CDU, SPD, DIE GRÜNEN:

Koalitionsvertrag 2026: die neue 
Regierung – jetzt auch „sozial“.  

4. Stadtentwicklung 
und Stadtplanung

E

3. Moderne Verwaltung

2021

2026

(Oben von links) Erster Stadtrat Stefan Schmitt, Andrea Finas, Ortsverbandssprecherin Bündnis90/Die Grüne, 
Oliver Gröll, Ortsverbandssprecher Bündnis 90/Die Grünen, Carlos Gómez, Stadtverbandsvorsitzender CDU, 
Michael Adam, Ortsverbandsvorsitzender SPD, Bürgermeister Gene Hagelstein, (unten von links) Caroline Zirkel, 
Fraktionssprecherin Bündnis 90/Die Grünen, Bettina Blüchardt, Fraktionsvorsitzende CDU, Markus Munari, 
Fraktionsvorsitzender SPD und Thorsten Möller, Fraktionssprecher Bündnis 90/Die Grünen. © Helmut Schmidt

Ansprechpartner für Bürgerinnen und 

Bürger dienen, ihren Anforderungen 

gerecht werden und für gute und 

kompetente Lösungsfindungen für 

Fragen, die in der Zuständigkeit der 

Stadt liegen, zur Verfügung stehen.

3.1. Digitalisierung
• Schwerpunkt der Digitalisierung ist 
die Modernisierung der Verwaltung. 
Dabei wollen wir einerseits eine gute 
Erreichbarkeit für die Bürgerinnen und 
Bürger sicherstellen und andererseits 
die Effizienz der Verwaltung deutlich 
steigern. Als OZG-Modellkommune 
(Onlinezugangsgesetz) bauen wir die 

digitalen Serviceangebote weiter aus 
und machen sie barrierefrei und mobil 
nutzbar. Dafür soll auch im Rahmen 
der Verfügbarkeit Künstliche Intelli-
genz(KI) genutzt werden.

• Mit der Einrichtung der digitalen 
Verwaltungsdienstleistungen werden 
auch die internen Prozesse standardi-
siert und umfassend digitalisiert. Ver-
bunden mit der kontinuierlichen Eli-
minierung von Doppelstrukturen und 
der regelmäßigen Aufgabenkritik 
wollen wir die Effizienz der Verwal-
tung deutlich steigern und damit zur 
Haushaltskonsolidierung und Kosten-
senkung beitragen. 

Zur Modernisierung der Verwaltungs-
struktur nutzen wir auch die Möglich-
keiten, die aufgrund der altersbedingt 
ausscheidenden Mitarbeitenden 
entstehen.



• Die Stelle der Klimaanpass-
ungsmanagerin wird im Rah-

men des Förderprojekts genutzt 
um konkrete Umsetzungspro-

jekte zu erarbeiten.

• Dazu gehören insbesondere:
-Konzepte für Grün- und Ver-
Verkehrsflächen, Starkregen-

und Hochwasserschutz, klima-
resiliente Gestaltung von den 

städtischen Liegenschaften,
-Maßnahmen zur Stärkung von 

Nahmobilität und Einzelhan-
del in der Stadt und Stadtteilen
•Für die Umsetzung geeignete

Maßnahmen  sollen  Förder-
mittel beantragt werden. Be-
darfsgerechte Haushaltsmit-

tel stellen wir dann zur 
Verfügung.

Wir stehen für eine ausgewogene 

Verkehrspolitik, die die Mobilität 

und Individualität aller Verkehrs-

träger und -teilnehmer gleicher-

maßen berücksichtigt und gleich-

berechtigt fördert. Die Fortschrei-

bung des Mobilitätskonzepts 2030 

bildet die Grundlage unserer Pla-

nungen für das Stadtgebiet inklusi-

ve der Ortsteile. In diesem Zusam-

menhang steht die Umsetzung eines 

modernes Parkraummanagement-

und Parkraumbewirtschaftungs-

system.

• Die RTW ist ein zentraler Baustein 
der Verkehrswende vor Ort und stärkt 
zugleich den Wirtschaftsstandort, da 
auch ansässige Unternehmen vom 
besseren Anschluss profitieren.

• Mit der RTW bekommt Neu-Isen-
burg endlich eine direkte Schienenan-
bindung an das westliche Rhein-Main-
Gebiet – ein wichtiger Schritt für kli-
mafreundliche Mobilität und ein Bau-
stein zu den Klimazielen der Stadt. 
Als Mitgesellschafterin der RTW-
Planungsgesellschaft begleitet Neu-
Isenburg das Projekt aktiv. Dadurch 
konnten wir beitragen, dass zusätzli-
che Haltestellen und bessere Anbin-
dungen für unsere Stadt eingeplant 
wurden.

• Das von externen Fachplanern be-
utachtete Vorrangstraßennetz in der 
Gesamtstadt dient als Grundlage zur 
Überarbeitung der Geschwindigkeits-
begrenzungen im Stadtgebiet. Eine 
bessere Ausnutzung des Straßenraums 
und die Reduktion von Lärm- und 
Schadstoffimmissionen sowie eine 
Anpassung an veränderte Gegeben-
heiten werden hierdurch angestrebt.

• Komfortable Rad- und Fußwege sind 
bedeutend für eine bürgerfreundliche 
Stadt. Mit dem Radverkehrskonzept 
2015 wurde ein erster Ansatz zur Ver-
besserung der Radverkehrsinfrastruk-
tur gemacht. Dieses Konzept wollen 
wir weiterentwickeln und umsetzen. 

Dabei sind die Radverkehrsplanungen 
im Zusammenhang mit der RTW und 
den überörtlichen Radwegen (Rad-
schnellweg Darmstadt-Frankfurt und 
Seligenstadt-Flughafen sowie Verbin-
dungen nach Offenbach) zu berück-
sichtigen. Wir werden eine für Rad-
fahrende sichere und komfortable 

Fortsetzung 4. Stadtentwicklung 

und Stadtplanung 

• Um eine Steigerung der Aufenthalts-
qualität auf dem Marktplatz sowie die 
Entspannung der Verkehrssituation im 
Alten Ort zu erreichen, soll der Be-
reich rund um den Marktplatz unter 
Berücksichtigung der Interessen der 
Anwohnenden und Gewerbetreiben-
den vom Autoverkehr entlastet wer-
den. Möglichkeiten hierzu werden 
wir prüfen.

4.3. Private Bauvorhaben
•  Die laufenden Bauvorhaben am 
Kalbskopfgelände, dem Güterbahnhof 
und der Bahnhofstraße unterstützen 
wir ausdrücklich und werden diese 
positiv begleiten.

4.4 Bürgerpark Birkengewann
• Die Schaffung eines Bürgerparks im 
Birkengewann werden wir prüfen und 
Konzepte entwickeln lassen. Ziel ist 
es, sukzessive attraktive Möglichkei-
ten der Freizeitgestaltung für Jung und 
Alt zu schaffen. Zudem soll die Mög-
lichkeit geprüft werden, ob eine Frei-
lauffläche für Hunde möglich ist.

• Über eine Notwendigkeit zur Nutz-
ung für den Schulsport wird mit dem 
Schulträger beraten.

4.5. Rahmenplanung
• Um eine sinnvolle Entlastung des 
Wohnungsmarktes zu ermöglichen, 
möchten wir Rahmenpläne für die 
jeweiligen Quartiersentwicklungen 
der Stadt erarbeiten, die eine für die 
Infrastruktur verträgliche Nachver-
dichtung gewährleisten.

• Die Stellplatzsatzung unserer Stadt 
soll von einem einheitlichen zu einem 
quartiers- und projektbezogenen Kon-
zept überarbeitet werden, um den un-
terschiedlichenörtlichen Gegeben-
heiten Rechnung zu tragen. Entwick-
lungen im Bereich des ÖPNV werden 
hierbei Berücksichtigung finden. Im 
Rahmen von Neubauprojekten ist 
auch die angemessene Schaffung 
von Parkraum stets umzusetzen.

Wir richten die Weiterentwicklung 

Hugenottenhalle und Stadtbibliothek 

vor dem Hintergrund neuer Standort-

nutzungen neu aus und stellen die 

Weichen für ein zukunftsfähiges Ge-

samtkonzeptals „Dritter Ort“.

• Aufgrund der veränderten Rahmen-
bedingungen mit dem erfolgten Ein-
zug von Musikschule, Philharmoni-
scher Gesellschaft, VdK und VHS 
in die nicht mehr für den Schulbe-
trieb benötigten Bestandsgebäude 
der Albert-Schweitzer-Schule und
der Freizeitvilla, wirdschnellstmög-
lich für die künftige Ausgestaltung
des Dritten Ortes an der Hugenot-
tenhalle und der Stadtbibliothek, 
ein alternatives Raum- und Nutz-
ungskonzept erarbeitet, unter 
Nutzung von Synergien.

• Ziel dabei ist es, die bislang ge-
plante Mehrung des umbauten Rau-
mes auf dem Areal von Hugenot-
tenhalle und Stadtbibliothek deut-
lich zu reduzieren und somit die 
Finanzierbarkeit der grundlegen-
den Sanierung, unter Berücksich-
tigung von zu beantragenden För-
dermitteln gegenüber bisherigen 
Planungen zu optimieren.

Die Folgen des Klimawandels sind 

bereits spürbar und stellen auch un-

sere Stadt vor große Herausforderun-

gen. Klimaschutz und Klimaanpas-

sung sind zentrale Aufgaben unseres 

Handelns, denen wir uns gemeinsam 

stellen. Sie leisten einen wesentlichen 

Beitrag zum Erhalt unserer Lebens-

qualität, fördern Biodiversität und 

Artenvielfalt und sind Grundlage 

für eine klimaresiliente und 

lebenswerte Stadt.

7.1. Klimaschutz
• Die im Statusbericht Klimaschutz 
benannten Handlungsschwerpunkte 
im Bereich Klimaschutz werden 
fortgeführt.

• Handlungsschwerpunkte im Gebäu-
debereich sind die Unterstützung der 
Stadtwerke bei der Umsetzung der 
kommunalen Wärmeplanung und die 
Zusammenarbeit mit dem lokalen 
Handwerk z. B. mit der Fortführung 
der Energietage.

• Im Verkehrsbereich setzen wir auf 
die Umsetzung der RTW, die Stär-
kung der Nahmobilität (Radverkehr, 
Fußverkehr, Hopper, Bus) und den 
weiteren Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur für die E-Mobilität.

• Die vertiefte Prüfung der Straßen-
bahnverlängerung werden wir weiter 
verfolgen.

• Die Entwicklung im Bereich Klima-
schutz soll regelmäßig in Statusberich-
ten dargestellt werden.

• Die Teilnahme am Zertifizierungs-
verfahren „Stadtgrün naturnah“ wird 
fortgesetzt.

• Die erfolgreiche Klimapartnerschaft 
mit Kwadaso in Ghana wird nach 
Ende der Förderung ehrenamtlich, 
ohne finanzielle und personelle 
Beteiligung der Stadt, fortgeführt.

7.2. Klimaanpassung
• Das beschlossene Handlungskonzept 
zur Klimaanpassung bleibt Grund-
lage des politischen Handelns.

• Das bestehende Förderprogramm 
zur Klimaanpassung soll fortgesetzt 
werden.

Ost-West-Verbindung durch die 
Stadt schaffen. Das Ziel ist ein abge-
stuftes Netz von komfortablen Rad-
und Fußwegen für Nah- und Fern-
verbindung.

• Die Anbindung der Gewerbegebiete 
und der Ortsteile an den ÖPNV muss 
über 2027 hinaus sichergestellt wer-
den. Dazu gehören auch der Weiter-
betrieb des Hoppers oder ähnlicher 
Systeme nach dem Ende der Förde-
rung, wobei es eine gerechte Vertei-
lung der Kosten im Kreisgebiet 
geben muss.

• Wir wollen die Ausweitung des 
LKW-Durchfahrtverbotes auf die 
Friedhofstraße/Carl-Ulrich-Straße 
und die Verlegung der Umleitung 
für die BAB 3 auf die Rathenau-
strasse/Siemensstraße. Voraussetz-
ung hier- für ist eine höhere Leis-
tungsfähigkeit der Anschlussstelle 
Dreieich-Sprendlingen der BAB 
661, die wir gegenüber dem Land 
Hessen weiterhin einfordern.

• Eine breite Bürgerbeteiligung und -
information setzen wir bei allen 
großen Infrastrukturmaßnahmen 
weiterhin konsequent um.

Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 

sind wesentliche Voraussetzungen 

für Lebensqualität, gesellschaftlich-

en Zusammenhalt und ein gutes Mit-

einander in Neu-Isenburg. Ziel ist 

eine Stadt, in der sich alle Menschen –

unabhängig von Alter, Herkunft 

oder Lebenssituation – sicher und 

wohl fühlen können. Dazu gehören 

sowohl eine hohe objektive Sicher-

heit als auch ein starkes subjektives 

Sicherheits- und Sauberkeitsempfin-

den im öffentlichen Raum.

Wir setzen dabei auf eine enge Zu-

sammenarbeit zwischen Polizei, 

städtischen Sicherheits- und Präven-

tionseinrichtungen, Rettungs- und 

Hilfsorganisationen sowie den Bür-

gerinnen und Bürgern. Prävention, 

Präsenz, moderne Ausstattung und 

eine verlässliche Ordnungspolitik ge-

hören dabei ebenso zu unserem An-

satz wie eine saubere und gepflegte 

Stadt, die von gegenseitiger Rück-

sichtnahme und Eigenverantwor-

tung geprägt ist.

Die Arbeit der vielen haupt- und eh-

renamtlich engagierten Menschen –

von der Ordnungspolizei über die Mit-

arbeitenden der DLB AöR bis hin zur 

„Blaulicht-Familie“ und den Stadt-

kümmerern – verdient dabei unsere 

besondere Anerkennung und Unter--

stützung.

9.1. Sicherheit und Ordnung
• Wir unterstützen die gute und inten-
sive Zusammenarbeit zwischen der 
Polizei und den städtischen Sicher-
heits- und Präventionseinrichtungen 
sowie die ausreichende Bereitstellung 
von Polizeibeamten auf der Polizei-
dienststellen in Neu-Isenburg und 
Gravenbruch durch das Land Hessen. 
Die objektive Sicherheit und auch das 
subjektive Sicherheitsempfinden der 
Einwohner und Besucher sind auch 
künftig zu gewährleisten.

• Die „City Streife“ wird mit ihren 
bisherigen Aufgaben als „Dialog- und 
Präventionsteam“ fortgeführt. Eine 
Evaluierung der Aufgaben, Einsatz-
arten und -orte wird zur Haushalts-
beratung 2027 erfolgen.

• Die Schließzeiten für die 
grundlegende Sanierung sind
so kurz wie möglich zu hal-
ten und die Hugenottenhalle  
sowie die Stadtbibliothek mit 
einem modernen Konzept als
dritten Ort wieder so schnell  
wie möglich zur Verfügung 
zu stellen. 

Hierfür notwendige Maßnah-
men sind zügig zu veranlas-
sen und für die Zwischenzeit 
ist eine geeignete  Interims-
Lösung zur Sicherung der 
Kulturarbeit  im  Rahmen der 
der  finanziellen Möglichkei-
ten zu errichten. (Anmerkung

der Redaktion: geplant ist im 

Sportpark ein temporärer 

Leichtbau).

Bezahlbarer, sozial ausgewogener 

und barrierefreier Wohnraum ist

eine zentrale Voraussetzung für 

Lebensqualität und gesellschaft-

lichen Zusammenhalt in Neu-Isen-

burg. Unser Ziel ist es, ausrei-

chend Wohnraum für Menschen 

in unterschiedlichen Lebens-

situationen zu schaffen und 

zu sichern. 

So kommt der Gewobau als starker 

kommunaler Wohnungsbaugesell-

schaft eine besondere Bedeutung zu. 

Wir setzen uns für den Erhalt von 

Sozialbindungen, die Bereitstellung 

bezahlbaren Wohnraums und eine 

ausgewogene Entwicklung des 

Wohnungsmarktes ein.

• Wir werden den aktuellen Be-
stand  an öffentlich geförderten 
Wohnungen in Neu-Isenburg er-
halten und dafür sorgen, dass 
keine Wohnung aus der Sozial-
bindung fällt.

• Die Mietpreisbremse soll im 
Rahmen der Erfüllung der Kri-
terien des Landes Hessen 
weiterbestehen bleiben.

• Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Gewobau im Rahmen ihrer 
finanziellen Möglichkeiten wei-
tere Mietwohnungen baut, ihren 
Bestand an barrierefreien Wohn-
ungen erhöht, den bestehenden 
Wohnungsbestand weiter saniert
und ihre starke Position auf dem 
lokalen Wohnungsmarkt weiter 
ausbaut.

• Im Rahmen der Bebauung des 
Grundstückes Hugenottenallee 
150 entstehen u. a. 32 barriere-
freie Wohnungen, von denen 
mindestens 16 Wohnungen als 
öffentlich geförderter Wohnraum 
errichtet werden.

• Wir setzen uns für ein daten-
geschütztes Vergabesystem nach 
einem Punktemodell ein. Hierzu 
werden wir mit der Gewobau
prüfen, nach welchen Kriterien 
und für welchen Wohnungsbe-
stand ein solches System genutzt 
werden und in welchem Zeitraum 
die Umsetzung erfolgen kann.

9. Sicherheit, Sauber-
keit und Ordnung    

5. Kultur- und 
Bildungszentrum    
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• Wir setzen uns auch zukünf-
tig für sichere Kinderspielplätze 

und deren vielfältige Ausstattung 
mit  Spielgeräten  für  verschie-

dene Altersstufen ein. Diese sol-
len an bestimmten Standorten zu-

sätzlich mit inklusiven Spielge-
räten ausgestattet werden.

10.2 Senioren
• Wir begrüßen und unterstützen 
auch zukünftig die Arbeit sowie 

Vielfalt von Trägern wie VdK, 
Essen auf Rädern, Sanitätsverein 

sowie viele andere Initiativen und 
städtische Angebote wie Digital-
lotsen oder Stadtteilberatung, die 
älteren, beeinträchtigten Mensch-

en ermöglichen, selbstbestimmt 
in ihrem gewohnten Lebensum-

feld zu bleiben.

• Wir wissen auch um die Qualität der 
stationären Pflegeheime, die eine Al-
ternative für die Menschen sind, die 
mehr Unterstützung benötigen und 
wollen. Die Qualität und die Notwen-
digkeit zur Ausweitung der Betreu-
ungs- und Pflegeangebote werden 
wir regelmäßig überprüfen und pro-
aktiv begleiten, die aktuell geltenden 
Qualitätsstandards haben wir im Blick.

• Wir unterstützen ehrenamtliche und 
gemeinnützige Initiativen und Vereine 
in ihren Bemühungen, in aufsuchender 
und stationärer Arbeit, vereinsamten 
Menschen jeden Alters, Hilfe und Ge-
meinsamkeit zu geben. Generations-
übergreifende Einrichtungen sind be-
sonders wertvoll und finden unsere 
Unterstützung.

• Für eine steigende Anzahl an Men-
schen mit Demenzerkrankung im 
Alter, wollen wir mit geeigneten Maß-
nahmen und modernen Konzepten 
Unterstützung bieten. Betreuungs-
plätze, Entlastung für Angehörige und 
das Wohl der Menschen stehen dabei 
für uns im Vordergrund.

• Wir setzen uns für eine umfassende 
Barrierefreiheit im öffentlichen und 
digitalen Raum ein, damit alle Men-

unabhängig von körperlichen, senso-
rischen, kognitiven oder anderen Be-
einträchtigungen – gleichberechtigt am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben 
können. Unser Ziel ist eine Stadt, die 
Inklusion lebt, Selbstbestimmung 
stärkt und den Alltag für alle Men-
schen zugänglich und lebensnah 
gestaltet.

Wir bekennen uns klar zu einer star-

ken, vielfältigen und niedrigschwel-

ligen Sport- und Kulturlandschaft. 

Sport- und Vereinsarbeit werden als 

zentrale Säule des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts verstanden und gezielt 

gestärkt, mit Blick auf Kinder, Jugend 

und das ehrenamtliche Engagement. 

Investitionen in Infrastruktur, Werte-

erhalt und moderne Sportangebote 

sollen dabei ebenso gesichert werden 

wie der langfristige Zugang zu bezahl-

baren und gut ausgestatteten Sport-

stätten im gesamten Stadtgebiet. Wir 

bekennen uns klar zu einer starken, 

vielfältigen und niedrigschwelligen 

Sport- und Kulturlandschaft. 

• Zur Verbesserung der Sauber-
keit wird die Einführung einer 
Straßenreinigungsgebührensatz-
ung mit Übernahme der Straßen-
reinigung durch die DLB AöR 
insbesondere an stark frequen-
tierten (Haupt-) Straßen, z. B. 
an der Frankfurter Straße, wird 
geprüft. Die bisherige Reini-
gungspflicht durch die Anwoh-
nerinnen und Anwohner soll in
den meisten Wohnstraßen auf-
recht erhalten bleiben.

• Wir setzen uns für eine Aus-
weitung des bestehenden Paten-
schafts-Modells öffentlicher 
Bäume und Grünflächen so-
wie für private Baumspenden 
ein.

Soziale Standards, Chancengerech-

tigkeit und gesellschaftlicher Zusam-

men-halt sind wesentliche Grund-

lagen für ein gutes, friedliches und 

solidarisches Zusammenleben in Neu-

Isenburg. Unser Ziel ist eine lebens-

werte Stadt für alle Generationen –

von Kindern und Jugendlichen über 

Familien bis hin zu Seniorinnen und 

Senioren sowie Menschen mit Unter-

stützungsbedarf oder Beeinträchti-

gungen.

Wir setzen uns daher für verlässliche 

und bedarfsgerechte Betreuungs-, 

Bildungs-, Beratungs- und Unter-

stützungsangebote ein, die Teilhabe, 

Selbstbestimmung und soziale Sicher-

heit ermöglichen. Die vielfältigen 

Angebote städtischer Einrichtungen, 

freier Träger, Vereine, Kirchen und 

ehrenamtlicher Initiativen leisten hier-

zu einen unverzichtbaren Beitrag, 

den wir auch künftig stärken und 

weiterentwickeln wollen.

Dabei stehen für uns insbesondere 

gute Bildungs- und Entwicklungs-

chancen für Kinder und Jugendliche, 

ein selbstbestimmtes Leben im Alter, 

die Förderung von Inklusion und 

Barrierefreiheit sowie der gesell-

schaftlicheZusammenhalt in 

unserer Stadt im Mittelpunkt 

unseres Handelns.

10.1. Kinder und Jugend
• Die Koalition bekennt sich zum Er-
halt und der bedarfsgerechten Weiter-
entwicklung der sehr starken, viel-
fältigen Kinderbetreuung im Bereich 
U3, Ü3 und der Schulkinder. Auf-
grund des immer größeren Bedarfs an 
Plätzen und des Kostenanstiegs ist es 
zwingend erforderlich, das „Isenbur-
ger Modell“ auch im Vergleich mit 
anderen Kommunen zu optimieren. 

Gleichzeitig sind die Deckungsbei-
träge der Stadt für jeden einzelnen 
Betreuungsplatz angemessen im 
Vergleich zu anderen umliegenden 
Städten anzupassen, um auch künftig 
sicherzustellen, dass jedes Kind best-
möglich mit einem Betreuungsplatz 
versorgt werden kann.

• Unser heute schon herausragendes 
Angebot in der Schulkindbetreuung 
an Grundschulen wollen wir weiter 
bedarfsgerecht ausbauen. Ziel ist, 
auch unter Berücksichtigung des 

Fortsetzung 9. Sicherheit, Sauberkeit 

und Ordnung

• Die Fortführung des Vereins MOJA 
- Mobile Jugendarbeit/Streetworker -
wird gemeinsam mit dem Vorstand 
und der Geschäftsführung von MOJA 
überprüft. Die Aufgaben werden ggf. 
im Jahr 2027 in kommunale Verant-
wortung übergeben.

• Der freiwillige Polizeidienst läuft bis 
spätestens zur Mitte der Legislatur-
periode aus. Ausscheidende freiwillige 
Polizeihelfer werden nicht ersetzt. Die 
eingesparten Haushaltsmittel werden 
für eine personelle Aufstockung der 
Ordnungspolizei um zwei Stellen 
verwendet.

• Die Umorganisation der Ordnungs-
polizei in eine Stadtpolizei wird 
geprüft.

• Die hervorragende Arbeit der Ver-
bände des Zivil- und Katastrophen-
schutzes ist ein wichtiger Faktor für 
die Sicherheit in unserer Stadt, für die 
wir sehr dankbar sind. Auch in dieser 
Legislaturperiode werden wir daher 
für die kommunalen Verbände der 
„Blaulicht-Familie“ eine angemessene 
Finanzausstattung bereitstellen und 
somit den Katastrophen- und Zivil-
schutz in Kooperation mit dem Kreis 
Offenbach und dem Land Hessen ent-
sprechend der gestiegenen Anforde-
rungen ausbauen.

9.2. Sauberkeit
• Durch das Stadtsauberkeitskonzept 
und die Umsetzung der beschlossenen 
Maßnahmen soll die Sauberkeit auf 
Straßen und Plätzen im öffentlichen 
Raum weiter verbessert werden.

• Der Mängelmelder, unterstützt durch 
die Arbeit der ehrenamtlichen Stadt-
kümmerer, hat sich bewährt und soll 
weiterentwickelt werden.

• Kampagnen zur Stärkung des Be-
wusstseins für die Eigenverantwortung 
jeder Bürgerin und jedes Bürgers beim 
Thema Sauberkeit werden gestärkt; 
Fehlverhalten soll konsequent geahn-
det werden.

• Der erfolgreiche Einsatz von spezi-
fischen Kleingeräten, wie des „Glut-
ton-Saugers“, soll erweitert werden. 
Zur regelmäßigen Reinigung der öf-
fentlichen Plätze, insbesondere der 
Spielplätze, sind auch künftig aus-
reichende Mittel für entsprechendes 
Personal und technische Ausstattung 
der DLB AöR bereitzustellen, und 
somit der große Einsatz der dortigen 
Mitarbeitenden zu würdigen.

• Ein solitäre Verpackungssteuer aus-
schließlich für Neu-Isenburg wird 
nicht eingeführt. Eine Umsetzung 
kann nur durch eine regionale, nach-
barschaftliche oder übergeordnete 
Regelung erfolgen.

gesetzlichen Anspruchs ab 01.08.2026  
dass jedes Kind einen Betreuungsplatz 
bekommt, das einen benötigt. Hierzu 
soll gemeinsam mit dem Kreis Offen-
bach die Schulkindbetreuung an der 
Buchenbuschschule (Container-Anbau 
auf dem freien städtischen Grund-
stück zwischen Naturfreundehaus 
und Kindergarten) und der Ludwig-
Uhland-Schule (Anbau für eine er-
weiterte Mittagessensbetreuung) aus-
gebaut werden. Weitere Erweiterun-
gen des Platzangebots sind zusamm-
en mit dem Kreis Offenbach durch 
die Schulneubauten an der Albert-
Schweitzer-Schule und an der Hans-
Christian-Andersen-Schule geplant.

• Das bisherige Anmeldesystem zur 
Kinder- und Schulkindbetreuung soll 
im Jahr 2027 durch ein neues, leis-
tungsstarkes, anwenderfreundliches 
und übersichtliches System zur digi-
talen Anmeldung der Kinder und 
Platzvergabe ersetzt werden.

• Wir setzen uns für eine faire und 
sozial ausgewogene Gestaltung der 
Betreuungskosten ein, die Familien 
in unterschiedlichen Lebenssituatio-
nen angemessen berücksichtigt und 
gleichzeitig die hohe Qualität der 
Betreuungsangebote sichert.

• Wir werden mögliche Bemühungen 
der Schulgemeinde der Brüder-Grimm 
Schule hin zu einer kooperativen Ge-
samtschule mit Gymnasialzweig auf 
allen Ebenen unterstützen und 
begleiten.

• Wir begrüßen die vielfältigen An-
gebote, die von Vereinen, den Kir-
chen und anderen Religionsgemein-
schaften sowie der Stadt allen Jugend-
lichen zur Verfügung gestellt werden. 
Diese sollen weiter gefördert und 
ggf. ausgebaut werden.

• Wir unterstützen die kontinuierliche 
Evaluierung der Jugendarbeit, um 
die die im gesamten Stadtgebiet, in-
klusive der Stadtteile, weiterhin be-
darfsgerechtauszurichten.

•Wir sehen das Jugendforum als 
wertvolle Institution und begrüßen 
dessen Engagement und Ideen.

• Wir setzen uns für attraktive 
Freizeitorte für Jugendliche im 
öffentlichen Raum ein, an denen 
sie sich ohne Konsumzwang treffen 
können. In deren Gestaltung möch-
ten wir das Jugendforum direkt ein-
beziehen.

Sport- und Vereinsarbeit werden als 

zentrale Säule des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts verstanden und gezielt 

ge-stärkt, mit Blick auf Kinder, Jugend 

und das ehrenamtliche Engagement. 

Investitionen in Infrastruktur, Werte-

rhalt und moderne Sportangebote 

sollen dabei ebenso gesichert werden 

wie der langfristige Zugang zu bezahl-

baren und gut ausgestatteten Sport-

stätten im gesamten Stadtgebiet.

11.1. Kultur
• Neben den von unterschiedlichen 
Vereinen und Initiativen geprägten 
Kulturangeboten gibt es auch eine 
Vielzahl von Angeboten, die von der 
Stadt Neu-Isenburg organisiert wird. 
Wir wollen das Kulturangebot evalu-
ieren und vielfältig gestalten, um brei-
tere Bevölkerungsgruppen von jung 
bis alt anzusprechen.

• Wir wollen das Raummanagement 
der vorhandenen Räume verbessern 
und Vergaberichtlinien für Proberäu-
me und Freizeitaktivitäten evaluieren.

• Die Angebote der VHS und der Mu-
sikschule werden ebenfalls unterstützt, 
insbesondere dort, wo sie der gesell-
schaftlichen Integration dienen, z. B. 
auf dem Gebiet der sprachlichen und 
musischen Förderung von Kindern 
und Jugendlichen.

• Die bestehenden Städtepartnerschaf-
ten sollen gefördert werden – insbe-
sondere, wenn sie mit Eigenaktivitäten 
von Vereinen verbunden sind.

• Die Stadtbibliothek hat als Platz zum 
Verweilen, Entdecken und Erleben für 
Jung und Alt eine bedeutende Stellung 
im Konzept des Kultur- und Bildungs-
zentrums. Der Bildungsauftrag der 
Stadtbibliothek soll dabei - nach wie 
vor - im Vordergrund stehen.

• Die sehr gute Museumsarbeit „Haus 
zum Löwen“ und „Zeppelinmuseum“ 
wollen wir weiterhin unterstützen.

11.2. Sport und Vereinsförderung
•  Wir werden, in enger Abstimmung 
mit der IG Vereine, möglichst vielen 
Kindern und Jugendlichen die Teil-
nahme an sportlichen und kulturellen 
Vereinsangeboten ermöglichen.

• Auf Basis der überarbeiteten Ver-
einsförderrichtlinien werden wir wie 
bisher unsere Sport- und Kulturvereine 
sowie deren Investitionen gezielt 
unterstützen.

• Wir wollen die Vermarktung unserer 
Sportstätten ausbauen, um im Gegen-
zug unseren Vereinen die Hallen und 
Plätze weiterhin gebührenfrei für den 
Trainings- und Spielbetrieb zur Ver-
fügung stellen zu können.

• Anhand einer auf transparenten 
Kriterien beruhenden Prioritätenliste, 
werden wir die notwendigen Instand-
haltungsmaßnahmen an unseren Sport-
anlagen weiter vornehmen.

• Wir werden die Umkleiden auf der 
Sportanlage in Gravenbruch, auf Basis 
der beim Bund eingereichten Planung-
en, grundlegend sanieren.

• Wir werden mit Mitteln aus Bundes-
investitionsprogramm (Sondervermö-
gen Infrastruktur/Klimaschutz) die 
dringend notwendig energetische Sa-
nierung Sporthalle/Sportpark angehen. 

• Die Oberfläche des Kunstrasenplatz-
es am Sportplatz Buchenbusch muss 
dringend für den Erhalt des Spielbe-
triebs erneuert werden. Diese Investi-
tion werden wir realisieren.
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• Die wohnortnahe Versorgung der 
Bevölkerung mit Produkten des 
täglichen Bedarfs ist weiterhin ein 
Anliegen und wird in verschiede-
nen Varianten weiterhin geprüft.

• Nach der letzten Evaluierung der 
Fahrgastzahlen der Linie 52, ist hier 
mit der kvgOF, eine Lösung zur 
Weiterführung eines adäquaten 
ÖPNV-Angebotes, zur Anbindung
des Stadtteils an die Kernstadt 
(auch an Sonn- und Feiertagen) 
zu erarbeiten.

• Der Schutz des Waldes und der 
Erhalt von Grünflächen stehen wei-
terhin im Mittelpunkt, um eine kli-
mafreundliche Stadtentwicklung 
zu erreichen. Ziel ist der Erhalt 
einer guten Aufenthaltsqualität 
im Stadtteil und er dient ebenso 
dem Artenschutz.

Lage, gilt für sämtliche Vorhaben,
Projekte und neue Maßnahmen ein
Finanzierungsvorbehalt. Unabhängig
von der jeweiligen Haushaltssituation
fordern wir von Bund und Land, auch
sogenannten „abundanten“ Kommu-
nen, wie der Stadt Neu-Isen-burg, z.B.
im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs, ausreichende finanzielle
Mittel zur Erledigung der eigenen
Aufgaben, zur Verfügung zu stellen.

Insbesondere für gesetzlich auferlegte
Aufgaben, wie z. B. die Kinder- und
Schulkindbetreuung, sind den Kom-

Das Neu-Isenburger Extrablatt hat in
der Mai-Sonderausgabe zur Kommu-
nalwahl 2026, deren Ergebnisse für
seine Leser zusammengefasst, und die
darauf folgende Koalitionsbildung in-
klusive des 20-seitigen Koalitionsver
trags hier im Originaltext wiedergege-
ben. Gerne hätten wir die Ausgabe
schon früher raus gebracht, aber die
Koalitionsbildung hat länger gedauert.

Es ist nun bereits nach 2021 und 2016
die dritte Kommunalwahl, für die das
Neu-Isenburger Extrablatt inklusive
des Originalwortlauts zum Koalitions-
vertrag berichtet. Das bedeutet auch,
einen kritischen Blick auf die Ver-
sprechen und Absichtserklärungen in
den Verträgen zu wagen und deren
Umsetzung innerhalb der Legislatur-
perioden zu überprüfen.

Leider muss man jedoch feststellen,
dass gerade im aktuellen Koalitions-
vertrag 2026 wenig konkretes zu fin-
den ist. Neu-Isenburg steckt in einer
Finanzkrise und der Wirtschaftsstand-
ort verliert durch den Wegzug renom-
mierter Unternehmen nicht nur an
Strahlkraft, sondern auch massiv an
Gewerbesteuereinnahmen – sie ma-
chen 57% der städtischen Einnahmen
aus. Warum erhält die Wirtschaftsför-
derung der Stadt nicht den klaren Auf-
trag sich verstärkt um die Neuansied-
lung von Unternehmen zu kümmern?

Im Koalitionsvertag ist auch nichts
darüber zu finden, was die Stadt gegen
die hohe Zahl an Nicht-Wählern ge-
denkt zu tun. Ein Problem, da seit über
20 Jahren bekannt ist und doch wird
das Problem nach jeder Kommunal-
wahl liegen lassen. In diesem Jahr wa-
ren es 15.186 wahlberechtige Isenbur-
ger, die sich entschieden nicht zu
wählen: 55,3 % der Wahlberechtigten.
Es ist die abnehmende Identifikation
der Bürger mit ihrer Stadt, die zum
echten Problemwird.
So sagte bereits unser Bürgermeister
im Oktober 2021 nach seiner Wahl:
„Die Identifikation der Bewohner mit
ihrer Stadt sehe ich als ein wichtiges
Potenzial, das als Ressource einzu-
setzen ist. Ein möglichst hoher Grad
an Identifikation kann aber nur er-
reicht werden, wenn die Bürger sich
auch angesprochen fühlen und ihre
Themen wiederfinden. Aber genau das
findet bei uns immer weniger statt“.

Kein Wort dazu im Koalitionsvertrag,
wahrscheinlich passt das auch nirgend
wo zu den längst reformbedürftigen
und anzupassenden Themen im Koali-
tionsvertrag, die alle fünf Jahre nur
fortgeschrieben werden, statt sie der
Zeit und ihren Herausforderungen
ständig anzupassen. Man stelle sich
vor die Koalition äußert sich bei
„Kinder und Jugend“ zum Umgang
mit Handys an Schulen? Doch was im
Koalitionsvertrag komplett fehlt, ist
die Bereitschaft zum Controlling der
Maßnahmen, die man zum Wohle der
Stadt per Koalitionsvertrag umsetzen
möchte. Sonst kann die nächste Legis-
laturperiode zu fünf Schicksalsjahren
von Neu-Isenburg werden.

Lassen Sie mich am Ende dieses Kom-
mentars noch Albert Einstein zitieren,
der sagte:

„Probleme kann man niemals 

mit derselben Denkweise 

lösen, durch die sie 

entstanden sind“

Klaus Reinhardt
Chefredakteur
Neu-Isenburger Extrablatt

• Wir unterstützen die digitale 
Ehrenamtsplattform „VoluMap“, 
die Bürgerinnen und Bürgern den 
einfachen Zugang zu ehrenamtli-
chen Tätigkeiten ermöglicht.

• Im Zuge der Neubaustrecke Frank-
furt – Mannheim (NBS) wurden zu 
beiden Planfeststellungsverfahren Ein-
wendungen der Stadt Neu-Isenburg 
eingereicht, die wir ebenfalls unter-
stützen. Dazu gehören der allgemeine 
Lärmschutz an sich, die Vermeidung 
von Baustellenlärm während der Bau-
phase sowie der barrierefreie Umbau 
des Bahnhofs und eine weiterhin gute 
S-Bahn Anbindung (S7).

• Der Ausbau der Radwege Dreieich –
Flughafen sowie Walldorf – Neu-Isen-
burg durch Hessen Mobil werden aus-
drücklich befürwortet. Hier gilt es zu 
beachten, dass beide Brückenbauwer-
ke (Querung B44 sowie Querung 
Bahnhof Zeppelinheim) in einer Plan-
ung zusammengefasst werden sollen.

• Nach Inbetriebnahme des Terminals 
3, liegt das Hauptaugenmerk auf dem 
Schutz vor Bodenlärm, insbesondere 
durch den zurzeit noch nicht in Betrieb 
genommen Flugsteig G, welcher in 
Richtung Zeppelinheim ausgerichtet 
ist.

• Außerdem ist die Parksituation zu 
beobachten und eventuelle Maßnah-
men, wie eine zeitlich begrenzte 
Parkplatznutzung, sind vorzubereiten.

auch Aspekte der Nachhaltigkeit um-
gesetzt werden. Als breite Mehrheit
der politischen Mitte in der Stadtver-
ordnetenversammlung möchte diese,
in der Zusammensetzung für Neu-
Isenburg neue, Koalition die politi-
schen Fragestellungen in den nächsten
fünf Jahren sachgerecht, pragmatisch
und lösungsorientiert angehen und die
Stadtentwicklung aktiv gestalten.

In dieser Vereinbarung benennen die
Vertragspartner wesentlichen Punkte
ihrer zukünftigen Zusammenarbeit.
Angesichts der schwierigen Haushalts-

• Wir setzen uns weiterhin für Lärm-
schutzmaßnahmen und Temporeduzie-
rung entlang der L3117 und A3 ein.

• Die Reduzierung des Lärms bleibt 
unser Ziel. Wir wollen keine neuen, 
Gravenbruch belastenden, Flugrouten 
und keinen weiteren A3 Ausbau, wenn 
Gravenbruch nicht vollständig durch 
geeignete Schutzmaßnahmen vom zu 
erwartenden Lärm entlastet wird.

• Wir arbeiten weiter an der Verbes-
serung der Parkplatzsituation in 
Gravenbruch.

• Unser Ziel ist, Gravenbruch weiter-
hin gut an das ÖPNV-Busliniennetz 
anzubinden. Der Hopper bietet hier 
eine gute Ergänzung in die Kernstadt.

• Wir begrüßen die vielfältige Nutzung 
des Dreiherrnsteinplatzes als Mittel-
punkt des Ortsteils durch zahlreiche 
unterschiedliche Veranstaltungen, 
dies unterstützen wir weiterhin.

• Wir wollen das JUZ barrierefrei zu-
gänglich gestalten, um einen wich-
tigen Veranstaltungsort in Graven-
bruch besser nutzen zu können.

• Die Kirchen möchten wir bei ihrer 
geplanten Umstrukturierung kon-
struktiv begleiten.

• Die Funktionsräume am Fußballplatz 
werden wir grundlegend sanieren, so 
dass wieder eine gute Nutzbarkeit für 
die Sportlerinnen und Sportler besteht.

munen, so auch der Stadt Neu-Isen-
burg, entsprechend des „Konnexitäts-
prinzips“ ausreichende Finanzmittel
bereitzustellen und die Umlagen des
Kommunalen Finanzausgleichs in ei-
nem noch vertretbaren Maße auszu-
gestalten. Nur so kann die eigene Auf-
gabenerfüllung der Stadt dauerhaft
sichergestellt werden.

Für das gemeinsame Wirken in der
Koalition sind ein offener Umgang
und gegenseitiger Respekt die gelebte
Grundvoraussetzung. Die Vertrags-
partner wollen und werden verlässlich,
sachorientiert und vertrauensvoll zum
Wohle der Stadt Neu-Isenburg und
ihrer Bürgerinnen und Bürger zusam-
menarbeiten. Die in diesem Vertrag
beschriebenen Sachverhalte wie auch
andere Themen oder Probleme werden
wir gemeinsam lösen.

Für die CDU
Carlos Gómez 
Stadtverbandsvorsitzender
Bettina Blüchardt
Fraktionsvorsitzende

Für die SPD
Michael Adam 
Ortsvereinsvorsitzender
Markus Munari Fraktionsvorsitzender

Für Bündnis 90/Die Grünen
Andrea Finas Ortsverbandssprecherin
Carolin Zirkel Fraktionssprecherin
Oliver Gröll Ortsverbandssprecher
Thorsten Möller Fraktionssprecher

Der Kommentar   
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Koalitionsvertrag 2026:

Zum Abschluss: Vielfalt, Ehrenamt,
Zeppelinheim und Gravenbruch. 

13. Zeppelinheim   

12. Vielfalt und 
Ehrenamt   

Was am Anfang in der „Präambel“ zum Koalitionsvertrag steht:
Zur Wahrung des guten Tons

14. Gravenbruch   

Neu-Isenburg ist eine Stadt der Viel-

falt und des respektvollen Miteinan-

ders. Menschen unterschiedlicher 

Herkunft, Religionen, Traditionen 

und Lebensweisen prägen das Zu-

sammenleben auf Basis von Demo-

kratie, Rechtsstaatlichkeit und 

Respekt.

• Wir stehen für ein friedliches Zu-
sammenleben, in dem sich alle Men-
schen mit Offenheit, Wertschätzung 
und gegenseitigem Respekt begegnen.

• Integration gelingt nur gemeinsam –
sie ist eine gesamtgesellschaftliche 
und generationsübergreifende 
Aufgabe.

• Wir stehen hinter dem aktuellen 
Integrationskonzept der Stadt und 
unterstützen die angestrebten Maß-
nahmen und Aktivitäten für Vereine, 
Schulen und die gesamte Stadt-
gesellschaft.

• Wir setzen uns für die Arbeit der 
Flüchtlingshilfe, der Kirchen und 
Nachbarschaftsprojekte ein, die neu 
zugewanderten Menschen hilft, in 
Neu-Isenburg anzukommen.

• Der VHS Neu-Isenburg kommt eine 
besondere Rolle durch die angebote-
nen Integrationskurse zu.

• Ob in der Kultur, im Sport, in Bil--
dung oder bei der Integration - im 
Rettungsdienst, der Katastrophenhilfe 
oder bei alltäglichen Hilfen für Men-
schen in Not: Ehrenamtliches Enga-
gement ist in allen Lebensbereichen 
unverzichtbar. Diese wertvolle Arbeit 
verdient nicht nur Respekt, unsere ak-
tive Unterstützung und Wertschätzung

ie Vertragspartner CDU, SPD    
und Bündnis 90/DIE  GRÜN-
EN, sehen  das  Ergebnis  der 

Kommunalwahl am 15. März 2026 als 
Auftrag, gemeinsam in der bevorste-
henden Legislaturperiode die Politik
zu gestalten, Neu-Isenburg mit seinen
Ortsteilen zielgerichtet im Rahmen der
vorhandenen Ressourcen weiterzuent-
wickeln und die Folgen der gesell-
schaftlichen, weltpolitischen und fin-
anziellen Herausforderungen zu be-
wältigen. Es sollen der urbane Charak-
ter der Stadt gestärkt und die Lebens-
qualität weiter gesteigert sowie dabei

D



sollen Vereine Anteile aus den Spon-
soringeinnahmen an die Stadt abfüh-
ren, damit angeblich im Gegenzug die
Nutzung der Sportstätten „kostenfrei“
bleiben kann. Beziehungsweise plant
die Stadt die Vermarktung der Sport-
anlagen in eigener Regie. Somit dür-
fen die Vereine an den Sportstätten
keine Werbebanner mehr aufhängen,
damit im Gegenzug die Nutzung ge-
bührenfreibleiben kann.

Das ist nichts anderes als die Einfüh-
rung von Nutzungsgebühren durch die
kalte Küche. Wieder eine Maßnahme
entgegen den SPD-Wahlkampfver-
sprechen, die Belastungen für Vereine
vermeiden wollte. Im Koalitionsvoka-
bular heißt das „Partnerschaft“ – in der
Vereinsrealität ist es ein schleichender
Abfluss dringend benötigter Mittel.

Der Blick auf die fiskalische Groß-
wetterlage rundet das Bild ab: Die
Steuersätze werden auf die Höhe der
sogenannten Nivellierungshebesätze
des Landes Hessen angehoben – eine
umfassende Steuererhöhung, die sich
auch mit jeder Anpassung der Lan-
desvor gabenwiederholen dürfte. Das

auf Machtarithmetik beruht. Ohne die
Grünen als verlässlichen Koalitions-
partner wäre es für die Union schwer
geworden eine tragfähige Koalition zu
bilden. Galt eine Koalition mit den
Ysenburgern nahezu als Utopie und
eine Koalition mit der FDP scheiterte
am Koalitionspartner SPD. Während
Kultur also schrumpft, wächst der
Schienenstrang: Eine Schieflage, die
das Selbstbild der Koalition als aus-
gewogen und nachhaltig konterkariert.

Besonders bitter für viele Isenburger
ist der Blick auf die Familienpolitik.
Während im Wahlkampf die Entlas-
tung von Familien als Herzensanliegen
von CDU und SPD beschworen wur-
de, kündigt die Koalition nun das Ge-
genteil an: Kitagebühren sollen künf-
tig weiter erhöht werden, familien-
freundliche Rabattmodelle kommen
auf den Prüfstand.

Ein zentrales Versprechen der SPD im
Wahlkampf bleibt damit auf der
Strecke. Statt Klarheit und Planungs-
sicherheit erhalten Eltern einen Finan-
zierungsvorbehalt mit Ansage – in
einer Lebensphase, in der Verlässlich-

keit mehr zählt als jede Imagekampag-
ne. Wer soziale Teilhabe sichern will,
kann nicht bei der frühkindlichen Bil-
dung die Gebühren nach oben drehen
und Geschwister-Rabatte relativieren
oder gar streichen. Und wie wir mitt-
lerweile wissen, stellt gerade die früh-
kindliche Bildung im Bereich der
Sprachförderung die Weichen für eine
gute schulische Zukunft und gelunge-
ne Integration.

Städtische Liegenschaften und marode
Gebäude sollen über einen beinahe
ewigen Zeitraum von zwanzig Jahren
saniert werden. Was nach haushälteri-
scher Vernunft klingt, ist in der Praxis
eine Einladung zur Kostenexplosion.

Wer Instandhaltung auseinanderzieht
und Projekte stückelt, zahlt über zwei
Jahrzehnte die Preissteigerungen, ver-
liert Synergieeffekte und riskiert Subs-
tanzverluste. Aus notwendiger Erneue-
rung wird so ein zäher Marathon ohne
Zielband. Die Stadt droht als Dauer-
baustelle zu enden. Auch die Sportver-
eine müssen sich auf eine neue finanz-
ielle Realität einstellen, über den Um-
weg der Kommerzialisierung. Künftig

Schwarz-Grün setzt seine
altbekannte Linie fort, die
SPD hält als Steigbügel-

halter still und zentrale Projekte wer-
den zugunsten haushaltspolitischer
Sparlogik zurechtgestutzt. Eine neue
Koalition, die es nicht mal für Not
wendig erachtet, sich die Mühe zu ma-
chen, einen neuen Koalitionsvertrag
aufzusetzen. Stattdessen heißt es copy-
paste.

So hieß das Motto der alten Koalition
aus CDU-FWG und Grünen im Koa-
litionsvertrag von 2021 “Neu-Isen-
burg, eine moderne Stadt - nachhaltig,
klimafreundlich und lebenswert gestal-
ten.“. Das Motto des neuen Koaliti-
onsvertrages von CDU, SPD und
Grünen zeigt die Kreativität der Ver-
fasser: „Neu-Isenburg, eine moderne
Stadt – sozial, nachhaltig, klima-
freundlich und lebenswert gestalten.“

Die geneigten Leserinnen und Leser
dürften sich gespannt gefragt haben,
ob es die SPD geschafft hat, mehr als
nur das eine Wort „sozial“ in die alte
Word-Vorlage rein zu verhandeln. So
viel sei vorweggenommen, eine klare
sozialdemokratische Handschrift lässt
sich bis zum Ende nicht erkennen.
Besonders schmerzhaft zeigt sich das
an der Hugenottenhalle: Statt eines
zukunftsweisenden Ausbaus anhand
des für viel Geld eingekauften Archi-
tektenentwurfes droht eine geschmä-
lerte, deutlich reduzierte Variante.

Hier hat sich die CDU gegen die
zentralen Wahlkampfversprechen so-
wohl der SPD als auch der Grünen
durchgesetzt – ein politisches Menete-
kel gleich zu Beginn der Legislatur:
Der Gestaltungsanspruch wird aufge-
opfert, um die Kassenlage zu schonen,
obwohl gerade unsere Kulturorte
Substanz und Perspektive brauchen.
Die Botschaft lautet: Sanieren, aber
kleiner, billiger, später – und am Ende
wahrscheinlich viel teurer als gedacht.

Den dritten Ort werden wir vermutlich
an der HuHa nicht erleben. Deuten
sich doch erste Sparmaßnahmen an.
Die CDU stellte jüngst eine Anfrage
an den Magistrat, wie denn eigentlich
die Definition eines Dritten Ortes sei?
Eigentlich eine Sache die vor dem
Architektenwettbewerb für die HuHa
geklärt worden sein sollte. Übrigens
diskutieren die Kommunalpolitiker
seit nunmehr zehn Jahren über den
Fortbestand und die Entwicklung der
beliebten Stadthalle.

Hätte man sich 2018 zu Zeiten von
Kulturdezernent Theo Wershoven
schon für ein Konzept entschieden und
das umgesetzt, wären die Kosten ver-
mutlich nur halb so hoch wie heute
und die Kredite wären längst abge-
zahlt. Dass ausgerechnet parallel dazu
eines der teuersten Mobilitätsvorhaben
weiter forciert werden soll, setzt dem
Spagat die Krone auf: Trotz Spar-
zwängen in allen Bereichen treibt die
Koalition die Straßenbahnverlänge-
rung der Linie 17 voran.

Weitere Leistungsphasen für die Pla-
nung der Straßenbahn sollen beauf-
tragt werden. Trotz des politischen
Gegenwinds aus der Nachbarstadt
Langen, wo die Kommunalpolitik kei-
neswegs die Notwendigkeit einer ent-
sprechenden Verlängerung bis Langen
sieht. Der Eindruck drängt sich auf,
dass dies der Preis der Grünen für ihr
Einlenken bei der Hugenottenhalle ist.
Wo beim Kulturzentrum der Rotstift
regiert, darf beim grünen Prestige-
projekt im ÖPNV der Durchmarsch
erfolgen – ein politischer Tauschhan-
del, der nicht auf Prioritäten, sondern

steht in scharfem Kontrast zu den Ver-
sprechen der CDU, keine Steuern er-
höhen zu wollen und trifft Unterneh-
men, Bürgerinnen und Bürger bei
Gewerbesteuer und Grundsteuer. Wer
den Bürgerinnen und Bürgern Stabi-
lität verspricht, kann nicht zugleich die
Abgabenlast erhöhen und es als „Har-
monisierung“ verkaufen. Hier offen-
bart sich das Grundmuster der Koali-
tion: Wohlklingende Überschriften,
die im Kleingedruckten dann das Ge-
genteilbedeuten.

Am deutlichsten wird die Schieflage
aus Vertragswerk und Realität an der
Hugenottenhalle sichtbar. Der vorlie-
gende Architektenentwurf, der in Qua-
lität, Nachhaltigkeit und städtebauli-
chem Anspruch eine echte Perspektive
geboten hätte, wird beiseitegeschoben.
Stattdessen soll die umbaute Fläche
verringert, der Funktionsumfang redu-
ziert, die Wiedereröffnung beschleu-
nigt – und damit der Investitionsbedarf
kleingeredet werden.

Diese „Sanierung light“ mag kurzfris-
tig Haushaltszahlen schönen, langfris-
tig aber verschleißt sie kulturelle Sub-
stanz. Die Stadt riskiert, am Ende
mehr zu bezahlen für weniger Quali-
tät. Eine energetische Sanierung von
Gebäudehülle, Brandschutz und Ge-
bäudetechnik, birgt zahllose Kosten-
fallen und das Risiko in einem 70er
Jahre-Gebäude während der Sanierung
auf massive Altlasten wie Asbest zu
stoßen.

Am Ende steht eine teuer-sanierte 70er
Jahre Halle, mit veraltetem und nicht-
barrierefreiem Bühnenbereich, der im
Vergleich mit der Konkurrenz im Um-
kreis nicht an Attraktivität für moder-
ne Kulturangebote gewonnen hat und
trotzdem teuer war. Ganz zu schwei-
gen von der Verschiebung im Projekt-
plan. Neue Planung kostet nicht nur
Zeit, sondern auch Geld. Sowohl für
die Fachplaner, als auch durch weiter
steigendeBaukosten.

Unter dem Strich steht ein Koalitions-
vertrag, der vieles behauptet und
wenig bindet. Familien bezahlen durch
steigende Kita- und Betreuungsgebüh-
ren, Vereine über den Umweg von
Werbeanteilen, die Bürgerinnen und
Bürger, sowie die Unternehmen über
höhere Steuersätze. Die Kultur wird
zurechtgestutzt, Liegenschaften wer-
den auf Jahrzehnte vertagt, während
die beiden Prestigeprojekte Regional-
tangente West und Straßenbahn Linie
17 bis Langen weiterrollen sollen.

Alle Parteien haben zentrale Verspre-
chen nicht durchgesetzt, die Grünen
ihren Preis im Verkehrsbereich be-
kommen, die CDU ihre Sparmaxime
im Kulturbereich und die SPD? Die
SPD darf endlich am Tisch der Macht-
habenden platznehmen. Herausgekom-
men ist kein Zukunftspakt, sondern ein
Stillstands Kompromiss mit hohem
Preisschild für die Allgemeinheit.

Wer Erneuerung wollte, erhält Ver-
waltung des Mangels. Wer Verläss-
lichkeit erwartet, findet Finanzierungs-
vorbehalte. Und wer auf ein klares Be-
kenntnis zu Kultur, Sicherheit und so-
zialer Entlastung hoffte, blickt auf ein
Dokument der vertagten Entscheidun-
gen. Die Koalition verspricht Stabili-
tät, liefert aber nur Stagnation. Und sie
tut es auf Kosten derer, die am wenig-
sten Spielräume haben: Familien, Eh-
renamtliche, Kulturschaffende. Neu-
Isenburg braucht eine Politik, die Prio-
ritäten setzt, sie finanziell hinterlegt,
zeitnah umsetzt. Stattdessen bekommt
es eine Agenda, die den Koalitions-
partnern genügt, aber Kosten und Um-
setzungenan die Zukunft weiterreicht.
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Florian Obst, auch weiterhin engagiert für seine Heimatstadt

„Fortsetzung statt Aufbruch: 
Wie Schwarz-Grün ihre alte Agenda 

fortschreibt – und die SPD 
den Preis zahlt.“

Von Florian Obst

Die neue Kenia-Koalition (schwarz-rot-grün) verkauft Kontinuität als Tugend,
doch was als Stabilität etikettiert wird, ist in Wahrheit das bloße Fortschreiben

des Gestern – mit höheren Kosten, schwächeren Zusagen und politischer
Wort-Akrobatik zulasten von Familien, Vereinen und Kultur.
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besondere Anerkennung: Das Fachma-
gazin „Auto Bild“ kürte Hankook in
der Kategorie Sommerreifen zum
„Top-Hersteller 2026“ auf Basis der
hervorragenden Ergebnisse in mehre-
ren Reifentests.

Motorsport-Partner auf großer 
Bühne

Auch im Motorsport spielt Hankook
eine bedeutende Rolle. Als exklusiver
Reifenlieferant und offizieller techni-
scher Partner der ABB FIA Formula E
World Championship demonstriert
Hankook, dass Hochleistung und
Nachhaltigkeit kein Widerspruch sind.
Seit 2025 liefert Hankook zudem als
exklusiver Partner die Reifen für eine
weitere FIA-Weltmeisterschaft, näm-
lich für die FIA World Rally Cham-
pionship (WRC).

Hinzu kommt die Rolle als technischer
Partner und exklusiver Reifenlieferant
der Lamborghini Super Trofeo Series.
Seit Beginn des Jahres unterstreicht
Hankookseine strategische Bedeutung

Lebensversicherer, die ihre Bestände
abgeben wollen, einen wichtigen Bei-
trag zur strategischen Neuaufstellung
und Wettbewerbsfähigkeit der Bran-
che leisten.“

462 Mio. Euro an Rückstellungen

Das hat Viridium an Rückstellungen
für Beitragsrückerstattungen (RfB) im
Geschäftsjahr 2025 erwirtschaftet und
damit annähernd das sehr hohe Niveau
des Vorjahres erreicht (2024: 509 Mio.
Euro). Die Überschussbeteiligung für
Kundinnen und Kunden der Proxalto
Lebensversicherung und Entis Lebens-
versicherung, konnte für 2026 zum
dritten Mal in Folge gesteigert werden.

Die Proxalto Lebensversicherung hat
die laufende Mindestverzinsung um
0,1 Prozentpunkte auf 2,7 Prozent er-
höht. Das ist mit Abstand die größte
Verbesserung im gesamten deutschen
Markt über die letzten drei Jahre. Die
Entis Lebensversicherung hat den
Wert ab 2026 nochmals um 0,05
Prozentpunkte auf 3,4 Prozent erhöht
und liegt in der Markt-Spitzengruppe.

Das Stückstorno lag auf Gruppen-
ebene bei 1,6 Prozent, damit so niedrig
wie noch nie zuvor. Die Stornoquote
liegt damit deutlich unter dem Markt-
durchschnitt von 2,9 Prozent, ein kla-
res Zeichen für die Zufriedenheit.

Viridium Gruppe: Geschäftsjahr 2025 operativ 
und finanziell erfolgreich 
Von Klaus Reinhardt

Neues von „FRA02“
Rechenzentrum Neu-Isenburg

Stadt feiert Meilenstein

im internationalen Motorsport darüber
hinaus als Global Partner der FIA und
vertieft damit seine enge Zusammen-
arbeit mit dem Weltverband. Gemein-
sames Ziel ist es, Innovation, Nach-
haltigkeit und Sicherheit in den Be-
reichen Motorsport und zukünftiger
Mobilität zu fördern.

Nachhaltigkeit als Wachstumsmotor

Das Jubiläumsjahr steht bei Hankook
auch für Fortschritte auf dem Weg zu
einer nachhaltigeren Mobilität der
Zukunft. 2025 erhielt das Unterneh-
men zum zweiten Mal in Folge die
höchste Bewertung „A“ in der Katego-
rie „Klimawandel“ im Leadership-Ra-
ting Carbon Disclosure Project (CDP).

Mit dem iON GT brachte Hankook
2024 den ersten EV-Reifen mit einem
Dreifach-A-Rating des EU-Reifenla-
bels auf den Markt – bestehend aus bis
zu 77% ISCC PLUS-zertifizierten
nachhaltigen Rohstoffen. Das Ziel
„Net Zero bis 2050“ im Einklang mit
der Science Based Targets initiative.

Zum Jahresende 2025 verwaltete die
Viridium Gruppe 3,1 Millionen Ver-
träge und Kapitalanlagen in Höhe von
rund 67 Milliarden Euro. Diese Ent-
wicklung entspricht dem Profil der Le-
bensversicherungsbestände der Viridi-
um Gruppe, die zu den fünf größten
Lebensversicherungsgruppen im deut-
schen Markt zählt.

Top-Unternehmen 
im Standortranking 

„Die Deutsche Wirtschaft DDW“ ana-
lysiert jährlich Städte nach ihrer Be-
deutung als Standort für Unternehmen
und gewichtet sie nach der Anzahl von
wichtigen Unternehmen vor Ort. Neu-
Isenburg liegt bei Top-Unternehmen
deutschlandweit auf Rang 51 von ins-
gesamt 4.041 bewerteten Städten.

Von 2023 - 2025 belegte die Viridium
Gruppe Rang 1 als bedeutendstes Un-
ternehmen am Standort Neu-Isenburg.
Hierfür verlieh die Wirtschaftsinitiati-
ve Neu-Isenburg, dem Unternehmen
mit Sitz in der Dornhofstraße 36, die
Auszeichnung für 3x Rang 1: Top-Un-
ternehmen am Standort Neu-Isenburg.

Ein Rekordgeschäftsjahr als Basis

Die Stärke von Hankook im Jubilä-
umsjahr basiert auf einem soliden
Fundament: 2025 erzielte Hankook
auf Konzernebene einen Umsatz von
ca. 13.189,8 Mio. Euro und einen ope-
rativen Gewinn ca. 1.146,2 Mio. Euro.
Im Reifengeschäft belief sich der Um-
auf ca. 6.419,2 Mio. Euro, ein Plus
von 9,6 Prozent gegenüber dem Vor-
jahresergebnis. Damit überschritt Han-
kook seit seiner Gründung erstmals
die Marke von 10 Billionen KRW
(Südkoreanische Währung) im Jahres-
umsatz.

Es geht um die Lieferung der Leis-
tungstransformatoren für die Umspann
Station, die den Übergang von Roh-
bauarbeiten zur Installation der techni-
schen Systeme für die Stromversor-
gung des „FRA02“ Rechenzentrums
markiert. Es ist Goodmans erstes Re-
chenzentrumsprojekt in Neu-Isenburg.

Ehemaliges Gelände der 
Frankfurter Rundschau

Dirk Gene Hagelstein, Bürgermeister
von Neu-Isenburg, sagte: „Was wir
hier erleben, ist mehr als ein Meilen-
stein eines Bauprojekts – es ist Teil
der digitalen Zukunft von Neu-Isen-
burg. Frankfurt und die gesamte Regi-
on spielen eine zentrale Rolle in der
europäischen digitalen Infrastruktur,
und das bringt Verantwortung mit sich
– die richtigen Investitionen anzuzieh-
en, Rahmenbedingungen zu schaffen
und einen nachhaltigen Nutzen für
unsere Gemeinschaft zu erzielen.

Diese Vision spiegelt sich in dem Ver-
trag wider, den wir mit Goodman für
den Bau dieses Rechenzentrums hier
geschlossen haben. Dies Projekt wird
Arbeitsplätze und Investitionen gene-
rieren sowie durch die Integration von
Abwärme in das lokale Wärmenetz
einen direkten Nutzen schaffen“.

Seit 1998 ist die Salus BKK in Neu-
Isenburg zu Hause und konnte im
letzten Jahr auf 130 Jahre Firmenge-
schichte blicken. Gegründet als Be-
triebskrankenkasse für Philipp Holz-
mann AG, ist sie heute eine etablierte
bundesweit geöffnete Krankenkasse,
mit über 300 Mitarbeitenden an 15
Standorten und über 170.000 Versich-
erten und zählt zu den bundesweit 25
größten Betriebskrankenkassen.

Fusion mit BIG direkt angekündigt

Im September 2025 verkündet Salus
BKK die Fusion mit BIG direkt. Mit
diesem Zusammenschluss sollen zwei
solide Kassen ihre Stärken bündeln
und den Grundstein legen, auch künf-
tig eine erfolgreiche und zukunftsfähi-
ge Krankenkasse zu sein. Der Hinter-
grund sind die gestiegenen Herausfor-
derungen, den sich die gesetzlichen
Krankenkassen gegenüber sehen:stei-

Neu-Isenburg/Deutschland, 1.6.2026 –
85 Jahre Innovation, Qualität und
Wachstum: Premium-Reifenhersteller
Hankook feiert Firmenjubiläum. Was
1941 in Korea als kleines Industrieun-
ternehmen unter dem Namen „Chosun
Daiya Industrial“ begann, ist heute
einer der weltweit führenden Reifen-
hersteller – mit acht Produktionsstand-
orten auf fünf Kontinenten, ca. 20.000
Mitarbeitern und einer Präsenz in
mehr als 160 Ländern. Zu Hankook
gehören heute sieben regionale Fir-
menzentralen (in Neu-Isenburg ist die
Europazentrale), fünf Entwicklungs-
zentren, 39 lokale Niederlassungen.

Führende Automobilhersteller 
setzen auf Hankook

85 Jahre technologische Entwicklung
haben Hankook zu einem gefragten
Reifenpartner für die Erstausrüstung
gemacht. Aktuell unterhält das Unter-
nehmen weltweit 50 OEM-Partner-
schaften mit führenden Automobilher-
stellern – viele davon in Europa. Im
Jubiläumsjahr erhielt Hankookeine

iridium Gruppe, Deutschlands
führender Bestandsspezialist

für Lebensversicherungen blick
erneut auf ein operativ wie finanziell
sehr erfolgreiches Geschäftsjahr 2025
zurück. Das cash-wirksame Gruppen-
ergebnis nach Steuern – der zentrale
Indikator für die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Viridium Gruppe –
belief sich auf 366 Millionen Euro.

Tilo Dresig, CEO Viridium Gruppe

„Dieses Ergebnis zeigt einmal mehr
die Stärke unseres Geschäftsmodells
und die finanzielle Stabilität unserer
Gruppe. Unser wirtschaftlicher Erfolg
schafft messbaren Mehrwert für un-
sere Kundinnen und Kunden durch
hohe Rückstellungen für Beitragsrück-
erstattungen und steigende Mindes-
verzinsungen,“ sagt Tilo Dresig, CEO
der Viridium Gruppe. „Mit unserem
erfolgreich etablierten Geschäftsmo-
dell und unserer neuen, langfristig aus-
gerichteten Eigentümerstruktur wer-
den wir auch in Zukunft als Partner für

Konsequente Weiterentwicklung
am Standort Europa

Hankook beschäftigt in Europa derzeit
knapp 4.000 Mitarbeiter und erzielt
hier rund 45% seines Gesamtumsatz-
es. Seit 2007 produziert Hankook in
Europa und setzte im Februar 2025
den Spatenstich für die Erweiterung
des ungarischen Werks. Bis 2027 ent-
steht eine neue Produktionslinie für
Lkw- und Busreifen mit einer Kapa-
zität von 800.000 Einheiten p.a. Das
Gesamtinvestitionsvolumen beträgt ca.
540 Millionen Euro und schafft 450
zusätzliche Arbeitsplätze amStandort.

Im Rahmen des Vertrags
hat sich Goodman ver-
pflichtet die im Rechen-
zentrum entstehende Ab-

wärme in das lokale Fernwärmenetz
der SWNI einzuspeisen. Dies wird die
durch den Betrieb des Rechenzen-
trums erzeugte Wärme in die künftige
Wärmeinfrastruktur leiten und den
Bürgern direkt zugutekommen.

Das Projekt wird durch erhebliche In-
vestitionen in das umliegende Energi-
enetz der Energieversorgung Offen-
bach AG (EVO) unterstützt, dem regi-
onalen Netzbetreiber, der für Strom-
und Fernwärmeverteilung in der Re-
gion Offenbach zuständig ist.

„Mit der Ertüchtigung unseres Hoch-
spannungsnetzes sichern wir die Ver-
sorgung von 500.000 Bürgern und
34.000 Unternehmen mit Strom und
schaffen Kapazitäten, von denen die
gesamte Region profitiert. Ohne ein
leistungsfähiges Netz ist kein Betrieb
von Wallboxen oder Wärmepumpen
denkbar; gleiches gilt für die Einspei-
sung von Strom über Photovoltaik-
anlagen. Nicht zuletzt schaffen wir mit
unserem Zukunftsnetz die Grundlagen
für den Betrieb von Rechenzentren
wie FRA02“, so die EVO. Dieser Mei-
lenstein verdient gefeiert zu werden.

gender Kostendruck, zunehmende Re-
gulatorik sowie Anforderungen an Di-
gitalisierung und Cybersicherheit. Die
geplante Fusion soll ein konsequenter
Schritt in Zukunftsfähigkeit sein.

Fusion wieder aufgekündigt

Dann im letzten Monat überraschend –
der geschlossene Kooperationsvertrag
wird nicht weiterverfolgt! Es fand eine
umfassende Prüfung zu Finanzen und
Zukunftsfähigkeit beider Häuser, statt.
um Synergien und zu erwartende Vor-
teile beider Krankenkassen zu identi-
fizieren. Werte, die der Salus BKK
auch für die Zukunft wichtig sind: ein
attraktives Preis-Leistungsverhältnis,
eine schnelle, kundennahe und persön-
liche Bearbeitung der Anliegen von
Versicherten. Diese Werte hätten auch
bei einer Fusion standhalten müssen.
Lesen Sie im nächsten Extrablatt: so
geht’s weiter mit der Salus BKK.
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Auch in Neu-Isenburg zu Hause: 

85 Jahre Hankook: Vom koreanischen Pionier 
zu einem weltweit führenden Reifenhersteller

Von der Holzmann AG 
zur Göttin Salus –

und wie geht’s weiter?
Betriebskrankenkasse im Wandel

U N T E R N E H M E N

Hankook Europazentrale in Neu-Isenburg 



Ein Blick in die Zukunft

Tatsächlich sind die KI-gestützten Vi-
deonachrichten auch ein Lernprojekt
für die Verwaltung selbst. Mitarbei-
tende setzen sich mit Künstlicher In-
telligenz auseinander, lernen Chancen
und Risiken kennen und überlegen,
wo solche Werkzeuge sinnvoll helfen
können: bei Erklärvideos, Übersetzun-
gen, Schulungen oder der Recherche.

Für Bürgerinnen und Bürger bleibt am
Ende vor allem eines wichtig: Sie sol-
len verlässliche Informationen bekom-
men, verständlich erklärt und leicht zu
gänglich. Wenn Künstliche Intelligenz
dabei hilft, ohne den Menschen aus
der Verantwortung zu nehmen, kann
sie ein Gewinn sein. Oder, wie Lisa
Lange es formuliert: „Technologie
kann unsere Kommunikation einfacher
und schneller machen. Wichtig ist
aber, dass sie menschlich bleibt – auch
im digitalen Raum.“
Weitere Informationen: 
ladadi.de/kompakt 

Das Hugenottenrathaus war der „Point
de Vue“ der Hugenottensiedlung und
wurde bald nach der Errichtung ein
Symbol für eine frühe Form demokra-
tieähnlicher Strukturen und gemeind-
licher Organisation. Schon bald er-
reichte es eine enorme Strahlkraft weit
über die Grenzen hinaus. Es zog Men-
schen an, die sich persönliches Fort-
kommen, Selbstbestimmung, Asyl und
wirtschaftlichen Erfolg versprachen.

Im letzten Jahr wurde das Hugenotten-
rathaus „postum“ als Ort deutscher
Demokratiegeschichte ausgezeichnet.
Die gleichnamige Stiftung verlieh die
Plakette im September letzten Jahres
am Tag des offenen Denkmals der
Stadt und den Initiatoren.
Auf dem Marktplatz der einstigen Hu-
genottensiedlung Neu-Isenburg, wird
wieder das Symbol der damaligen De-
mokratiebewegung – die 1:1 Skulptur
vom Hugenottenrathaus stehen. Dank
der Zuwendung aus Mitteln der Stif-
tung Orte der Demokartiegeschichte
ist dies möglich Vom 12. 09. - 19.09.
dort zu erleben und soll Auslöser zur
Frage werden: warum ist der Markt-
platz seit 150 Jahren ein toter Ort und
wie soll er ihn in Zukunft gestaltet
werden?

ünstliche Intelligenzist in al-
ler Munde und erzeugt meist
ein Gefühl zwischen Faszi-

nation und Grusel. Doch was bedeutet
das ganz praktisch für eine Kreisver-
waltung? Der Landkreis Darmstadt-
Dieburg (LaDaDi) zeigt es mit einem
neuen und innovativen KI-gestützten
Nachrichtenformat.

LaDaDi KOMPAKT ist eine kurze
Videonachrichtensendung des Land-
kreises. Sie erscheint regelmäßig auf
den Social-Media-Kanälen, vor allem
auf Instagram und YouTube. In weni-
gen Minuten erfahren Bürgerinnen
und Bürger dort, was im Landkreis
wichtig ist: neue Angebote, Hinweise
aus der Verwaltung, Veranstaltungen,
Projekte oder aktuelle Informationen.

Das Besondere daran ist der Weg, auf
dem die Sendung entsteht. Grundlage
sind die allgemeinen Presseinforma-
tionen und der Newsletter des Land-
kreises. Die Texte werden mithilfe ei-
nes speziell entwickelten GPT-Skripts
gekürzt und verständlicher gemacht.

Erwartung, Hoffnung, Ängste – das ist
das Spannungsfeld in dem sich die
Ärztin Dr. Sophia Wilk-Vollmann be-
wegt, und zwar als Notfallärztin und
Soldatin in internationalen Einsätzen
sowie als ästhetische Medizinerin in
ihrer Praxis in Berlin. In Mali und Af-
ghanistan hat sie Menschen geholfen,
die traumatische Erlebnisse durchlebt
haben und nicht mehr in der eigenen
Haut stecken möchten.

In der Berliner Praxis betreut sie Pati-
enten oft über Jahre und nimmt so teil
an deren Leben. In Buch „Kampf-
zonen. Eine Militärärztin zwischen
Krieg, Körper und Schönheit“ hinter-
fragt Sophia Wilk-Vollmann gängige
Schönheitsideale und kämpft gegen
die Stigmatisierung von jenen, die sich
für ästhetische Behandlungen ent-
scheiden. Mit Offenheit, Präzision und
Tiefe schildert sie die eindrücklichen
Geschichten ihrer Patienten, vom ste-
reotypen Alphamännchen bis hin zur
genderfluiden Transperson.

Sophia Wilk-Vollmann studierte von
2010 bis 2016 Medizin in Jena und
promovierte anschließend. Seit 2016
arbeitet sie als Ärztin am Bundeswehr-
krankenhaus Berlin und ist dort heute
als Oberärztin in der Notfallmedizin
tätig. Parallel forscht sie auch zur
Notfall- und Katastrophenmedizin.

Chancen und Risiken zu sprechen.“
Für LaDaDi KOMPAKT bedeutet das:
keine heimliche Manipulation, keine
sensiblen Daten, keine politische Ins-
zenierung durch künstliche Klone.

Ausgezeichnet mit dem DIGITAL-
Award 2025

Dass dieser verantwortungsvolle An-
satz Beachtung findet, zeigt der Erfolg
beim DIGITAL-Award 2025. In der
Kategorie „Landkreise, Ministerien
und sonstige Behörden“ gewann die
Kreisverwaltung mit LaDaDi KOM-
PAKT den ersten Platz, denn das Kon-
zept geht weit hinaus über eine Video-
nachrichtensendung mit begrenzter lo-
kaler Relevanz.

„Im Grunde hat unser Team eine Blau-
pause für die Einführung von KI in
Unternehmen und Behörden geschaf-
fen“, sagt Stefan Weber. „Nachahmer
sind ausdrücklich willkommen, je
schneller wir uns beim Thema KI ge-
genseitig aufschlauen, umso besser.“

eptember 1876, das Hugenot-
tenrathaus wurde wegen Bau-
fälligkeit sowie einem neuen

Nationalgefühl (Gründung Deutsches
Reich 1871) und nach jahrelangen De-
batten, für 431,50 Mark versteigert
und abgebrochen. Die Einnahmen sind
im Gemeindebuch von damals ver-
zeichnet. Der Bauschutt wurde in der
Offenbacher Straße Nr. 57/59 verbaut:
so geschehenvor 150 Jahren.

Erbaut wurde das Hugenottenrathaus
1702 – gleich nach der Gründung der
Flüchtlingssiedlung. Seine Abmessun-
gen hat Andreas Löber, der Bau-
meister von Graf Johann Philipp, auf
der Grundlager des Goldenen Schnitts
mit dem Platzdurchmesser, dem Brun-
nen und mit der umgebenden Bebau-
ung sorgfältig abgestimmt. Die Breite
des Gebäudes betrug 7,06 m, seine
Höhe 9,18 m, die Höhe des Uhrtürm-
chens 5,78 m – es war ein zierliches
Bauwerk, das in seiner unverwechsel-
baren Gestalt und Harmonie, nichts
vergleichbares hatte undhat.

Graf Johann Philipp zu Ysenburg, der
mit 30 geflüchteten Hugenottenfami-
lien, die Siedlung 1699 gründete und
nach seinem Grundriss erbauen ließ,
hat auf eigene Kosten auf dem Markt-
platz über dem Brunnen ein Rathaus
errichtet, damit die Hugenotten ihre
Angelegenheiten in Selbstverwaltung
regeln konnten. Hier wurden Sitzun-
gen abgehalten und durch vom Volk
gewählte Schöffen Recht gesprochen.

GPT ist eine Form von Künstlicher
Intelligenz, die Sprache verarbeiten
kann. Man kann sich das vereinfacht
wie einen sehr schnellen Textassisten-
ten vorstellen. Er ersetzt aber nicht die
Menschen in der Verwaltung. Die In-
halte werden weiterhin geprüft, ausge-
wählt und freigegeben. Die Verant-
wortung bleibt also beim Menschen.
Anschließend wird der fertige Text
von einem digitalen Nachrichtenspre-
cher vorgelesen. Der sogenannte Ava-
tar sieht aus wie eine echte Person und
spricht mit einer echten Stimme. Auch
das klingt zunächst ungewohnt. Des-
halb legt der Landkreis großen Wert
darauf, offen zu erklären, wie das For-
mat funktioniert.

Warum ein Avatar?

Ein Avatar ist eine künstlich erzeugte
Darstellung des Menschen. Bei LaDa
Di KOMPAKT stehen echte Mitarbei-
tende der Kreisverwaltung Modell.
Gesicht und Stimme werden also nicht
heimlich verwendet, sondern bewusst
und mit Zustimmung eingesetzt.

Das Buch erscheint am 22. Juni

Darüber hinaus gründete sie ein Unter-
nehmen für diskriminierungssensible
Lehre in der ästhetischen Medizin.
Ihre Erfahrungen bei der Bundeswehr
als Offizierin und Ärztin unter ande-
rem in Südafrika, Mali und Afghanis-
tan haben sie nachhaltig geprägt.

2019 eröffnete sie ihre Praxis für mi-
nimalinvasive ästhetische Medizin, in
der sie sich für Selbstbestimmung und
mehr Diversität in der ästhetischen
Medizin einsetzt.
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Der Vorteil: Eine kurze Nachrichten-
sendung kann sehr schnell produziert
werden. In etwa 30 Minuten wird aus
vorhandenen Informationen ein sende-
fertiges Video. Für eine Verwaltung
mit vielen Themen und begrenzten
Ressourcen, ist das ein großer Schritt.
Informationen können bürgernah, ver-
ständlich und zeitgemäß aufbereitet
werden.

Lisa Lange aus der Landkreis-Kom-
munikation beschreibt den Ansatz so:
„Digitalisierung und KI sind für uns
kein Selbstzweck. Entscheidend ist,
dass sie uns dabei helfen, verständli-
cher, schneller und näher an den Men-
schen zu kommunizieren.“ Genau da-
rum geht es bei LaDaDi KOMPAKT:
nicht um Technik um der Technik wil-
len, sondern um bessere Informations-
vermittlung.

Verständlich bleiben, 
Vertrauen schaffen

Gerade für Menschen, die nicht täglich
mit neuen digitalen Anwendungen
arbeiten, ist Transparenz wichtig. Der
Landkreis zeigt deshalb auch in einem
Making-of-Video, wie die Sendung
entsteht. So wird deutlich: Hier soll
niemand getäuscht werden. Im Gegen-
teil, der Einsatz von KI wird sichtbar
gemacht und erklärt. Das ist besonders
wichtig, weil dieselbe Technik auch
missbraucht werden kann. Stimmen
und Gesichter lassen sich täuschend
echt nachahmen. Darum braucht es
klare Regeln.

Stefan Weber aus der Landkreis-Kom-
munikation bringt es auf den Punkt:
„Wir wissen, dass solche Technologi-
en auch Fragen aufwerfen. Deshalb
geht es uns nicht nur darum, KI zu
nutzen, sondern auch darum, sie er-
klärbar zu machen und kritisch über

Aus dem Inhalt

„Der Schritt in die ästhetische Medizin
war bei Weitem nicht geplant. […] Im
Studium ging es fast ausschließlich um
Pathologie. Nie aber darum, wie Me-
dizin Menschen mitten in ihrem Leben
abholen und sie begleiten kann. Es
ging also gar nicht darum, Botox in
eine Stirn zu spritzen oder sich mit In-
jektionstechniken im Gesicht ausei-
nanderzusetzen. Das war nur Ober-
fläche. Dahinter lag eine andere Di-
mension von Gesundheit, die in mei-
nem bisherigen Verständnis von Me-
dizin als Überlebenssystem gar nicht
vorgesehen war. […]

In der ästhetischen Medizin hilft mir
meine Erfahrung als Notfallmedizine-
rin. Da muss ich in Sekunden erfassen,
was passiert und wer Hilfe braucht
oder wer gefährdet ist. Dieses trainier-
te Sensorium ist für meine Praxis
enorm wertvoll. Wenn eine Patientin
hereinkommt, spüre ich sie sofort. Ich
rieche ihre Haare, sehe ihre Schuhe,
nehme wahr, wie sie sich bewegt, wie
sich ihre Haut anfühlt, wenn ich sie
berühre. Es ist, als würde sich alles
gleichzeitig melden: Spannung, Unsi-
cherheit, Hoffnung.“

Westend Verlag GmbH
Waldstraße 12a
63263 Neu-Isenburg
T 069 2475018-10
F 069 2475018-20
www.westendverlag.de

Zurück nach 150 Jahren:
Das Hugenottenrathaus!

Im September auf dem Marktplatz zu sehen

Wenn die Kreisverwaltung plötzlich 
mit einem KI-Klon auf Sendung geht!

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Lisa Lange und Stefan Weber arbeiten viel mit der KI 

S

Instagram Kanal: @landkreis.darmstadt.dieburg
YouTube-Kanal ist @landkreisdarmstadt-dieburg


